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Gesetz
über die Verwaltungsrechtspflege
(VRG)

Der Kantonsrat des Kantons Luzern,

auf Antrag des Regierungsrates,

beschliesst:

I.

Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG) vom 3. Juli 1972 (Stand 1. Sep-
tember 2021) wird wie folgt geändert:

§  5
e. Rechtsvorkehren

§  5
e. RechtsvorkehrenEingaben

1 Rechtsvorkehren im Sinne dieses Gesetzes sind Gesuche, die durch Entscheid 
zu erledigen sind, Rechtsmittel und Klagen.

1 RechtsvorkehrenEingaben im Sinne dieses Gesetzes sind Gesuche, die durch 
Entscheid zu erledigen sind, Rechtsmittel und Klagen sowie die damit zusam-
menhängenden Stellungnahmen und Vernehmlassungen.

§  8
4. Teilweise Geltung

1 Das Gesetz ist teilweise anwendbar

a. in Verwaltungssachen, die nicht durch Entscheid, sondern durch eine andere 
behördliche Anordnung zu erledigen sind;
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b. bei Schul-, Berufs- und Fähigkeitsprüfungen in erstinstanzlichen Verfahren.

2 In Verwaltungssachen nach Absatz 1a sind die Vorschriften des Gesetzes über 
folgende Gegenstände sinngemäss anwendbar:

a. Abklärung der Zuständigkeit (§§ 11–13);

b. Ausstand (§§ 14–16);

c. Formvorschriften (§§ 25–30);

d. Fristen und Termine (§§ 31–36);

e. Handeln von Amtes wegen (§ 37).

3 In Verwaltungssachen nach Absatz 1b sind die Vorschriften des Gesetzes über 
folgende Gegenstände sinngemäss anwendbar:

a. Entscheide (§ 4);

b. Ausstand (§§ 14–16);

c. Parteien (§§ 17–19);

d. Ausfertigung und Rechtsmittelbelehrung (§§ 110 und 111); d. AusfertigungInhalt des Entscheids und Rechtsmittelbelehrung (§§ 110 und 
111);

e. Eröffnung (§§ 112 und 114).

4 In Verfahren nach dem Steuergesetz1 ist dieses Gesetz anwendbar, soweit das 
Steuergesetz dies vorsieht.

5 Vorbehalten bleiben die Vorschriften über die Aufsichtsbeschwerde und die auf-
sichtsrechtliche Anzeige (§§ 180 ff.).

§  14
1. Ausstandsgründe

1 SRL Nr. 620

https://srl.lu.ch/data/620/de
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1 Wer einen Entscheid fällen oder instruieren soll, befindet sich im Ausstand:

a. wenn er Partei ist oder an der Sache sonstwie ein eigenes Interesse hat; a. wenn er oder sie Partei ist oder an der Sache sonstwie ein eigenes Interesse 
hat;

b. wenn jemand der folgenden Angehörigen Partei ist:

1. Ehegatte, eingetragener Partner oder Verlobter; 1. Ehegatte oder Ehegattin, eingetragener Partner oder eingetragene Partnerin, 
Verlobter oder Verlobte;

2. Blutsverwandte in der geraden Linie; Stiefeltern oder Stiefkinder sowie einge-
tragene Partner der Eltern oder Kinder des eingetragenen Partners; Schwieger-
eltern, Eltern des eingetragenen Partners, Schwiegersöhne oder Schwieger-
töchter;

2. Blutsverwandte in der geraden Linie; Stiefeltern oder Stiefkinder sowie einge-
tragene Partnerinnen oder Partner der Eltern oder Kinder des eingetragenen 
Partners oder der eingetragenen Partnerin; Schwiegereltern, Eltern des einge-
tragenen Partners oder der eingetragenen Partnerin, Schwiegersöhne oder 
Schwiegertöchter;

3. Blutsverwandte oder Verschwägerte in der Seitenlinie bis zum Grade der Ge-
schwisterkinder;

4. Ehegatten oder eingetragene Partner von Geschwistern des eigenen Ehegat-
ten oder des eigenen eingetragenen Partners;

4. Ehegatten oder Ehegattin oder eingetragene Partnerinnen oder Partner von 
Geschwistern des eigenen Ehegatten oder der eigenen Ehegattin oder des 
eigenen eingetragenen Partners oder der eigenen eingetragenen Partnerin;

5. Adoptiveltern oder Adoptivkinder; Pflegeeltern oder Pflegekinder;

c. wenn er Gesellschafter einer als Partei beteiligten Kollektiv- oder Kommandit-
gesellschaft ist oder dem Verwaltungs- oder Kontrollorgan einer als Partei be-
teiligten juristischen Person des privaten Rechts angehört;

c. wenn er oder sie Gesellschafter oder Gesellschafterin einer als Partei beteilig-
ten Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft ist oder dem Verwaltungs- oder 
Kontrollorgan einer als Partei beteiligten juristischen Person des privaten 
Rechts angehört;

d. wenn er in einer Vorinstanz in der gleichen Sache entschieden hat; bei den 
Verhandlungen des Regierungsrates hat der betroffene Departementsvorsteher 
in solchen Fällen beratende Stimme;

d. wenn er oder sie in einer Vorinstanz in der gleichen Sache entschieden hat; bei 
den Verhandlungen des Regierungsrates hat der betroffene Departementsvor-
steher oder die betroffene Departementvorsteherin in solchen Fällen beratende 
Stimme;
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e. wenn er Vertreter, Geschäftsführer oder Bevollmächtigter einer Partei ist oder 
für die Partei in der gleichen Sache als Anwalt, Gutachter oder Berater gehan-
delt hat;

e. wenn er oder sie Vertreter oder Vertreterin, Geschäftsführer oder Geschäfts-
führer oder Bevollmächtigter oder Bevollmächtigte einer Partei ist oder für die 
Partei in der gleichen Sache als Anwalt oder Anwältin, Gutachter oder Gutach-
terin oder Berater oder Beraterin gehandelt hat;

f. wenn jemand der folgenden Angehörigen Parteivertreter ist: f. wenn jemand der folgenden Angehörigen Parteivertreter oder Parteivertreterin 
ist:

1. Ehegatte, eingetragener Partner oder Verlobter; 1. Ehegatte oder Ehegattin, eingetragener Partner oder eingetragene Partner, 
Verlobter oder Verlobte;

2. Blutsverwandte in der geraden Linie; Stiefeltern oder Stiefkinder sowie einge-
tragene Partner der Eltern oder Kinder des eingetragenen Partners; Schwieger-
eltern, Eltern eingetragener Partner, Schwiegersöhne oder Schwiegertöchter;

2. Blutsverwandte in der geraden Linie; Stiefeltern oder Stiefkinder sowie einge-
tragene Partnerinnen und Partner der Eltern oder Kinder des eingetragenen 
Partners oder der eingetragenen Partnerin; Schwiegereltern, Eltern eingetrage-
ner Partnerinnen und Partner, Schwiegersöhne oder Schwiegertöchter;

3. Geschwister;

g. wenn er aus einem andern sachlich vertretbaren Grund als befangen erscheint. g. wenn er oder sie aus einem andern sachlich vertretbaren Grund als befangen 
erscheint.

2 Der auf einer Ehe oder einer eingetragenen Partnerschaft beruhende Aus-
standsgrund bleibt auch nach deren Auflösung weiter bestehen.

3 Die Ausstandsgründe gelten auch für den Gerichtsschreiber, doch können die 
Parteien auf seinen Ausstand verzichten.

3 Die Ausstandsgründe gelten auch für den Gerichtsschreiber oder die Gerichts-
schreiberin, doch können die Parteien auf seinen oder ihren Ausstand verzichten.

§  15
2. Anzeigen, Gesuche

1 Amtspersonen, auf die ein Ausstandsgrund zutrifft, melden ihn sofort nach Ent-
stehen oder Bekanntwerden der nach § 16 zuständigen Instanz. Einzelbehörden 
können die Sache statt dessen ihrem Stellvertreter überweisen; dieser teilt die 
Übernahme den Parteien mit.

1 Amtspersonen, auf die ein Ausstandsgrund zutrifft, melden ihn sofort nach Ent-
stehen oder Bekanntwerden der nach § 16 zuständigen Instanz. Einzelbehörden 
können die Sache statt dessen stattdessen ihrer Stellvertreterin oder ihrem Stell-
vertreter überweisen; dieser oder diese teilt die Übernahme den Parteien mit.

2 Will eine Partei den Ausstand einer Amtsperson verlangen, so hat sie bei der in 
der Sache zuständigen Behörde sofort nach Bekanntwerden oder Entstehen des 
Ausstandsgrundes ein begründetes Gesuch zu stellen.
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3 Amtspersonen, die ihre Ausstandspflicht verspätet melden, und Parteien, die 
ein Ausstandsgesuch verspätet einreichen, können in die dadurch entstandenen 
Kosten verfällt werden.

§  16
3. Entscheid

1 Ist der Ausstand streitig, so entscheidet:

a. die Kollegialbehörde in Ausstandsfällen ihrer Mitglieder, wobei die Betroffenen 
in Ausstand treten;

b. der Departementsvorsteher in Ausstandsfällen von Angestellten seines Depar-
tements;

b. der Departementsvorsteher oder die Departementsvorsteherin in Ausstandsfäl-
len von Angestellten seines beziehungsweise ihres Departements;

c. im übrigen die vorgesetzte Behörde.

2 Die Behörde entscheidet auch, ob Amtshandlungen des Ausstandspflichtigen 
zu wiederholen sind, und bezeichnet nötigenfalls einen ausserordentlichen Stell-
vertreter.

2 Die Behörde entscheidet auch, ob Amtshandlungen des oder der Ausstands-
pflichtigen zu wiederholen sind, und bezeichnet nötigenfalls einen ausserordentli-
chen Stellvertreter oder eine ausserordentliche Stellvertreterin.

3 Sollten sich so viele Mitglieder und Ersatzleute im Ausstand befinden, dass die 
Kollegialbehörde nicht mehr beschlussfähig ist, so entscheidet über den streiti-
gen Ausstand:

a. an Stelle von Gemeindebehörden das Justiz- und Sicherheitsdepartement;

b. an Stelle des Regierungsrates das Kantonsgericht;

c. an Stelle des Kantonsgerichtes die von dessen Präsidenten durch das Los aus 
den Abteilungspräsidenten der erstinstanzlichen Gerichte bestellten ausseror-
dentlichen Richter;

c. an Stelle des Kantonsgerichtes die von dessen Präsidenten oder deren Präsi-
dentin durch das Los aus den Abteilungspräsidenten Abteilungspräsidentinnen 
und -präsidenten der erstinstanzlichen Gerichte bestellten ausserordentlichen 
Richterinnen und Richter;

d. im übrigen die vorgesetzte Behörde.

§  21b
b. Einzelnachfolge
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1 Wer einen Gegenstand, der im Streit liegt, erwirbt, kann an Stelle des Veräus-
serers in das Verfahren eintreten. Er hat der Behörde eine schriftliche Eintrittser-
klärung zuhanden der Parteien einzureichen.

1 Wer einen Gegenstand, der im Streit liegt, erwirbt, kann an Stelle des Veräus-
serers in oder der Veräusserin das Verfahren eintreten. Er oder sie hat der Be-
hörde eine schriftliche Eintrittserklärung zuhanden der Parteien einzureichen.

2 In den übrigen Fällen bedarf ein Parteiwechsel der Zustimmung der Parteien.

§  22
6. Parteivertretung
a. Zulässigkeit, Zustellungen

1 Die Partei kann sich vertreten lassen, soweit sie im Verfahren nicht persönlich 
mitzuwirken hat. Die Partei kann sich ferner an den Verhandlungen durch einen 
Vertreter verbeiständen lassen.

1 Die Partei kann sich vertreten lassen, soweit sie im Verfahren nicht persönlich 
mitzuwirken hat. Die Partei kann sich ferner an den Verhandlungen durch einen 
Vertreter oder eine Vertreterin verbeiständen lassen.

1bis Bei Kollektiveingaben oder inhaltlich gleichen Einzeleingaben kann die Behör-
de eine Frist zur Bezeichnung eines gemeinsamen Zustellungsdomizils oder ei-
nes gemeinsamen Vertreters setzen. Kommen die Beteiligten dieser Aufforde-
rung innert Frist nicht nach, kann die Behörde entweder ein Zustellungsdomizil 
bezeichnen oder einen Vertreter bestimmen.

1bis Bei Kollektiveingaben oder inhaltlich gleichen Einzeleingaben kann die Behör-
de eine Frist zur Bezeichnung eines gemeinsamen Zustellungsdomizils oder ei-
nes gemeinsamen Vertreters oder einer gemeinsamen Vertreterin setzen. Kom-
men die Beteiligten dieser Aufforderung innert Frist nicht nach, kann die Behörde 
entweder ein Zustellungsdomizil bezeichnen oder einen Vertreter oder eine Ver-
treterin bestimmen.

2 Die Behörde richtet ihre Zustellungen an den ihr gemeldeten Parteivertreter, so-
lange ihr das Erlöschen seiner Vollmacht nicht bekannt ist.

2 Die Behörde richtet ihre Zustellungen an den ihr gemeldeten Parteivertreter 
oder an die ihr gemeldete Parteivertreterin, solange ihr das Erlöschen seinerder 
Vollmacht nicht bekannt ist.

§  23
b. Parteivertreter

§  23
b. Parteivertreter oder Parteivertreterin

1 Der Parteivertreter muss unbeschränkte Handlungsfähigkeit besitzen. 1 Der Parteivertreter oder die Parteivertreterin muss unbeschränkte Handlungsfä-
higkeit besitzen.

2 Zur berufsmässigen Parteivertretung vor dem Kantonsgericht sind nur die nach 
dem Gesetz über das Anwaltspatent und die Parteivertretung (Anwaltsgesetz) 
vom 4. März 20022 zur Parteivertretung zugelassenen Anwälte berechtigt, ausge-
nommen in Streitsachen, welche öffentlich-rechtliche Abgaben, Schatzungen 
oder die Sozialversicherung betreffen.

2 Zur berufsmässigen Parteivertretung vor dem Kantonsgericht sind nur die nach 
dem Gesetz über das Anwaltspatent und die Parteivertretung (Anwaltsgesetz) 
vom 4. März 20023 zur Parteivertretung zugelassenen Anwältinnen und Anwälte 
berechtigt, ausgenommen in Streitsachen, welche öffentlich-rechtliche Abgaben, 
Schatzungen oder die Sozialversicherung betreffen.

2 SRL Nr. 280. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.
3 SRL Nr. 280. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.

https://srl.lu.ch/data/280/de
https://srl.lu.ch/data/280/de
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3 Die Gemeinwesen können sich auch durch ihre Behördenmitglieder oder Ange-
stellten vertreten lassen.

§  24
c. Vollmachtsurkunde

1 Der Parteivertreter gibt als Ausweis eine Vollmachtsurkunde zu den Akten. 1 Der Parteivertreter gibt oder die Parteivertreterin reicht als Ausweis eine Voll-
machtsurkunde zu den Aktenein.

2 Die Behörde kann die fehlende Vollmachtsurkunde jederzeit nachfordern und 
braucht, bis diese eintrifft, den Eingaben des Parteivertreters keine Folge zu ge-
ben.

2 Die Behörde kann die fehlende Vollmachtsurkunde jederzeit nachfordern und 
braucht, bis diese eintrifft, den Eingaben des Parteivertreters oder der Parteiver-
treterin keine Folge zu geben.

3 Wenn der Parteivertreter innert angesetzter Frist keine Vollmachtsurkunde ein-
reicht, tritt die Behörde auf seine Eingaben nicht ein. Wird dadurch das Verfahren 
erledigt, so kann sie ihm die Kosten auferlegen.

3 Wenn der Parteivertreter oder die Parteivertreterin innert angesetzter Frist keine 
Vollmachtsurkunde einreicht, tritt die Behörde auf seine beziehungsweise ihre 
Eingaben nicht ein. Wird dadurch das Verfahren erledigt, so kann sie ihm oder ihr 
die Kosten auferlegen.

§  25
1. Verfahrenssprache

1 Die Verfahrenssprache ist Deutsch.

2 Die Behörden sind jedoch berechtigt, von natürlichen Personen sowie von juris-
tischen, die ihren Sitz nicht im deutschen Sprachgebiet haben, Eingaben in frem-
der Sprache entgegenzunehmen.

3 Auf Verlangen der Behörde oder einer Partei haben die Parteien ihre fremd-
sprachigen Eingaben und Beweisurkunden übersetzen zu lassen.

4 Wenn nötig, wird zu den Verhandlungen ein Übersetzer zugezogen. Die Vor-
schriften über die Sachverständigen sind sinngemäss anwendbar (§§ 93–97 und 
99).

4 Wenn nötig, wird zu den Verhandlungen ein Übersetzer oder eine Übersetzerin 
zugezogen. Die Vorschriften über die Sachverständigen sind sinngemäss an-
wendbar (§§ 93–97 und 99).

§  26
2. Form des Verfahrens

§  26
2. Form des Verfahrens¶
a. Grundsatz
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1 Der Verkehr mit den Behörden ist schriftlich und kann bei Vorliegen der nachfol-
genden Voraussetzungen elektronisch erfolgen. Vorbehalten bleiben Vorschrif-
ten, welche Parteiverhandlungen vorschreiben oder gestatten oder ein persönli-
ches Erscheinen verlangen.

1 Der Verkehr mit den Behörden isterfolgt schriftlich und kann bei Vorliegen der 
nachfolgenden Voraussetzungen elektronisch erfolgenin elektronischer oder in 
Papierform. Vorbehalten bleiben Vorschriften, welche Parteiverhandlungen vor-
schreiben oder gestatten oder ein persönliches Erscheinen verlangen.

2 Wenn eine Behörde über einen elektronischen Zugang verfügt, können Einga-
ben in elektronischer Form mit einer anerkannten elektronischen Signatur der ab-
sendenden Person übermittelt werden.

2 Wenn eine BehördeElektronische Verfahrenshandlungen erfolgen über einen 
elektronischen Zugang verfügt, gesicherte Übermittlungssysteme, welche die Be-
hörde bezeichnet. Der Regierungsrat und das Kantonsgericht regeln das Nähere 
durch Verordnung. Insbesondere können Eingaben in elektronischer Form mit ei-
ner anerkannten elektronischen Signatur sie Bestimmungen über die Anforderun-
gen an die elektronische Übermittlung, das Format der absendenden Person 
übermittelt werdenelektronischen Übermittlung und die elektronische Aktenein-
sicht erlassen.

3 Bei elektronischer Übermittlung kann die Behörde verlangen, dass die Eingabe 
in Papierform nachgereicht wird.

3 aufgehoben

4 Der Regierungsrat und das Kantonsgericht regeln die Einzelheiten ihrer Verfah-
ren durch Verordnung. Sie können insbesondere Bestimmungen über das For-
mat der elektronischen Übermittlung, die Anforderungen an die elektronische Er-
öffnung, die elektronische Aktenführung und über die Haftung erlassen.

4 aufgehoben

§  26a
b. Pflicht zur Teilnahme am elektronischen Verfahrensverkehr

1 Soweit die Behörde die zentrale Plattform nach dem Bundesgesetz über die 
Plattformen für die elektronische Kommunikation in der Justiz (BEKJ) vom 20. 
Dezember 20244 verwendet, muss am Verfahren elektronisch teilnehmen, wer:

a. berufsmässig Personen vor Verwaltungsbehörden oder Gerichten vertritt,

b. nach dem Bundesgesetz über die Freizügigkeit der Anwältinnen und Anwälte 
vom 23. Juni 2000 Parteien vor schweizerischen Gerichten vertreten darf,

c. als Behörde am Verfahren teilnimmt, namentlich als Partei oder Vorinstanz,

d. instruierende Instanz oder entscheidende Behörde ist.

4 SR 172.023

https://db.clex.ch/link/Bund/172.023/de
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2 Die Behörden untereinander können über andere technisch geeignete Übermitt-
lungssysteme verkehren.

3 Wer zur Benutzung des elektronischen Übermittlungssystems nach den Absät-
zen 1a-c verpflichtet ist und Eingaben auf Papier einreicht, dem setzt die Behör-
de eine angemessene Frist für die elektronische Einreichung mit der Androhung, 
dass die Eingabe andernfalls als nicht erfolgt gilt.

§  26b
c. Freiwilliger elektronischer Verfahrensverkehr

1 Eine Partei, die der Pflicht nach § 26a nicht unterliegt, kann nach Massgabe der 
Bestimmungen über die Plattform nach dem BEKJ erklären, am Verfahren elek-
tronisch teilzunehmen.

§  26c
c. Nachreichung von Dokumenten auf Papier

1 Die Behörde kann verlangen, dass elektronisch eingereichte Dokumente auf 
Papier nachgereicht werden, namentlich wenn

a. aus technischen Gründen ihre Bearbeitung oder Verwendung im Verfahren 
nicht möglich ist;

b. dies zur Überprüfung ihrer Echtheit notwendig ist.

§  26d
d. Elektronische Signaturen

1 Eingaben über gesicherte Übermittlungssysteme, bei denen der Eingabesteller 
oder die Eingabestellerin eindeutig identifiziert werden kann, erfüllen die Anforde-
rungen an eine unterschriftsbedürftige Eingabe. Kann das Übermittlungssystem 
diese Identifizierung nicht gewährleisten, ist die Eingabe mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach dem Bundesgesetz über die elektronische Signatur 
(ZertES) vom 18. März 20165 zu versehen.

5 SR 943.03

https://db.clex.ch/link/Bund/943.03/de
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2 Unterschriftsbedürftige Vorladungen, Entscheide und andere Mitteilungen von 
Behörden enthalten im gesicherten Übermittlungssystem den Namen der für die 
Behörde handelnden Person und das geregelte elektronische Siegel mit dem 
qualifizierten elektronischen Zeitstempel nach ZertES.

3 Der Regierungsrat und das Kantonsgericht regeln das Nähere durch Verord-
nung.

§  27
3. Vorladungen

1 Die Behörde erlässt ihre Vorladungen schriftlich und, unter Vorbehalt dringlicher 
Fälle, spätestens 10 Tage vor dem angesetzten Termin.

2 Die Vorladung enthält folgende Angaben:

a. Ort und Zeit des Erscheinens;

b. Parteien, Gegenstand der Verhandlung und verfahrensrechtliche Stellung des 
Vorgeladenen, soweit diese Angaben den Zweck des Verfahrens nicht beein-
trächtigen;

c. Säumnisfolgen.

3 Die Vorladung ist durch die vorladende Behörde oder einen dazu ermächtigten 
Angestellten zu unterzeichnen.

3 Die Vorladung ist durch die vorladende Behörde oder einen dazu ermächtigten 
Angestellten zu unterzeichnen.

§  28
4. Zustellungen

§  28
4. ZustellungenZustellung¶
a. Grundsatz

1 Die Behörde lässt ihre Vorladungen, Entscheide und andern Mitteilungen in der 
Regel durch die Post zustellen, ausnahmsweise durch die Polizei.

1 Die Behörde lässt ihre Vorladungen, Entscheide Bei Empfängerinnen und 
andern Mitteilungen in der Regel durch Empfängern, die Post zustellen, aus-
nahmsweise nicht über das massgebliche Übermittlungssystem gemäss § 26 Ab-
satz 2 verkehren, erfolgt die Zustellung durch die PolizeiPost.
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2 Wenn der Empfänger ausserhalb des Kantons seinen Wohnsitz oder Sitz hat, 
kann die Behörde die örtlich zuständige Instanz ersuchen, die Zustellung nach 
dem örtlich anwendbaren Recht vorzunehmen.

2 Ausnahmsweise kann die Behörde die Zustellung durch die Polizei veranlassen. 
Wenn der Empfänger oder die Empfängerin ausserhalb des Kantons seinen 
Wohnsitz oder Sitz hat, kann die Behörde die örtlich zuständige Instanz ersu-
chen, die Zustellung nach dem örtlich anwendbaren Recht vorzunehmen.

3 Parteien mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland haben auf Verlangen der Behörde 
im Kanton Luzern ein Zustellungsdomizil zu bezeichnen. Zustellungen an Partei-
en, die dieser Aufforderung nicht Folge leisten, können unterbleiben oder durch 
öffentliche Mitteilung erfolgen.

3 Parteien mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland haben auf Verlangen der Behörde 
eine Adresse im Kanton Luzernfür die Behörde massgeblichen elektronischen 
Übermittlungssystem anzugeben oder in der Schweiz ein Zustellungsdomizil zu 
bezeichnen. Zustellungen an Parteien, die dieser Aufforderung nicht Folge leis-
ten, können unterbleiben oder durch öffentliche Mitteilung erfolgen.

4 Die Parteien können überdies eine elektronische Zustelladresse angeben und 
ihr Einverständnis erklären, dass Zustellungen auf elektronischem Weg erfolgen 
dürfen. Die Behörden haben ihre Entscheide mit einer anerkannten elektroni-
schen Signatur zu versehen.

4 aufgehoben

§  28a
b. Zeitpunkt der Zustellung

1 Zum nachstehenden Zeitpunkt gelten als zugestellt:

a. elektronische Mitteilungen: sobald sie erstmals auf dem massgeblichen Über-
mittlungssystem abgerufen sind, spätestens jedoch am Ende des siebten Ta-
ges, nachdem sie die Behörde auf diesem bereitgestellt hat, sofern die Person 
mit einer Zustellung rechnen musste;

b. Mitteilungen, die nur gegen Unterschrift des Adressaten oder der Adressatin 
oder einer anderen berechtigten Person überbracht werden: spätestens am 
siebten Tag nach dem ersten erfolglosen Zustellungsversuch, sofern die Per-
son mit einer Zustellung rechnen musste;

c. Mitteilungen, die an einem Samstag, Sonntag oder einem vom Bundesrecht 
oder vom kantonalen Recht anerkannten Feiertag nicht gegen Unterschrift 
überbracht wird: am nächstfolgenden Werktag.

§  29
5. Nachweis der Zustellung

1 Die Behörde sichert, soweit erforderlich, den Nachweis der Zustellung.
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2 Der Empfänger hat auf Verlangen den Empfang zu bestätigen. 2 Der Empfänger oder die Empfängerin hat auf Verlangen den Empfang zu bestä-
tigen.

§  30
6. Öffentliche Mitteilung

1 Die Behörde kann ihre Mitteilung im Kantonsblatt veröffentlichen:

a. gegenüber einer Partei, die unbekannten Aufenthaltes ist und keinen erreich-
baren Vertreter hat;

a. gegenüber einer Partei, die unbekannten Aufenthaltes ist und keinen erreich-
baren Vertreter oder keine erreichbare Vertreterin hat;

b. gegenüber einer Partei, die sich im Ausland aufhält und keinen erreichbaren 
Vertreter hat, wenn die Zustellung an ihren Aufenthaltsort unmöglich ist oder 
wenn die Partei entgegen § 28 Absatz 3 kein Zustellungsdomizil im Kanton Lu-
zern bezeichnet hat;

b. gegenüber einer Partei, die sich im Ausland aufhält und keinen erreichbaren 
Vertreter oder keinen erreichbare Vertreterin hat, wenn die Zustellung an ihren 
Aufenthaltsort unmöglich ist oder wenn die Partei entgegen § 28 Absatz 3 keine 
Adresse auf dem für die Behörde massgeblichen Übermittlungssystem angege-
ben oder kein Zustellungsdomizil im Kanton Luzernin der Schweiz bezeichnet 
hat;

c. in einer Streitsache mit zahlreichen Parteien;

d. in einer Streitsache, in der sich die Parteien ohne unverhältnismässigen Auf-
wand nicht vollzählig bestimmen lassen.

2 Die Mitteilung gilt mit dem Erscheinen des Kantonsblattes als eröffnet.

§  31
1. Fristberechnung

1 Fristen, die durch eine behördliche Mitteilung ausgelöst werden, beginnen mit 
der massgebenden Eröffnung zu laufen (§§ 28, 30, 112, 113).

1 Fristen, die durch eine behördliche Mitteilung ausgelöst werden, beginnen mit 
der massgebenden Eröffnung zu laufen (§§ 28, 28a, 30, 112, 113).

2 Ist eine Frist nach Tagen bestimmt, so wird der Tag der Eröffnung nicht mitge-
zählt.

3 Im übrigen werden Fristen nach Artikeln 76 und 77 des Obligationenrechts6 be-
rechnet.

6 SR 220

https://db.clex.ch/link/Bund/220/de
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§  33
3. Handeln innert Frist
a. Grundsatz

1 Handlungen, für die eine Frist gesetzt ist, sind spätestens an ihrem letzten Tag 
vorzunehmen.

2 Eingaben sind spätestens am letzten Tag der Frist der zuständigen Behörde 
selbst oder zu ihren Handen der schweizerischen Post zu übergeben.

2 Eingaben sindmüssen spätestens am letzten Tag der Frist der zuständigen Be-
hörde selbst oder zu ihren Handen der schweizerischen Post zu übergeben.

a. über das von der Behörde bezeichnete Übermittlungssystem eingereicht sein; 
massgebend ist der vom Übermittlungssystem quittierte Zeitpunkt, oder

b. bei der Behörde eintreffen oder zu deren Handen der Schweizerischen Post 
übergeben sein.

2bis Im Fall der elektronischen Zustellung ist die Frist eingehalten, wenn der Emp-
fang bei der Zustelladresse der Behörde spätestens am letzten Tag der Frist 
durch ihr Informatiksystem bestätigt worden ist.

2bis aufgehoben

2ter Hat eine Person im Ausland eine Frist zu wahren, genügt es, wenn die Einga-
be am letzten Tag der Frist bei einer schweizerischen diplomatischen oder kon-
sularischen Vertretung eintrifft.

2quater Ist das massgebliche Übermittlungssystem am Tag, am dem eine Frist ab-
läuft, nicht erreichbar, verlängert sich die Frist bis zu dem Tag, der auf den Tag 
folgt, an dem das Übermittlungssystem wieder erreichbar ist. Fällt der Folgetag 
auf einen öffentlichen Ruhetag gemäss § 34 VRG, so endet die Frist am nächst-
folgenden Werktag. Im Übrigen gilt Artikel 26 Absätze 3-5 BEKJ sinngemäss.

3 Wenn die Partei ihre Eingabe rechtzeitig an eine unzuständige Behörde richtet, 
gilt die Frist als eingehalten.

§  35
4. Erstreckung, Verschiebung

1 Die Behörde kann gesetzlich bestimmte Fristen nur erstrecken, wenn die betrof-
fene Partei oder ihr Vertreter während des Fristenlaufes stirbt oder handlungsun-
fähig wird.

1 Die Behörde kann gesetzlich bestimmte Fristen nur erstrecken, wenn die betrof-
fene Partei oder ihr Vertreter beziehungsweise ihre Vertreterin während des Fris-
tenlaufes stirbt oder handlungsunfähig wird.
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2 Behördlich bestimmte Fristen kann die Behörde erstrecken, wenn vor Fristab-
lauf ein Gesuch gestellt und ein ausreichender Grund glaubhaft gemacht wird.

3 Diese Vorschriften gelten sinngemäss für die Verschiebung von Terminen.

§  36
5. Wiederherstellung

1 Die Behörde kann versäumte Fristen und Termine wiederherstellen, wenn die 
Partei oder ihr Vertreter

1 Die Behörde kann versäumte Fristen und Termine wiederherstellen, wenn die 
Partei oder ihr Vertreter beziehungsweise ihre Vertreterin

a. unverschuldet abgehalten worden ist, rechtzeitig zu handeln, und

b. innert 10 Tagen seit Wegfall des Hindernisses ein begründetes Gesuch ein-
reicht und gleichzeitig das Versäumnis nachholt. In abgaberechtlichen Streitsa-
chen beträgt die Frist 30 Tage.

2 Die Behörde gibt der Gegenpartei Gelegenheit zur Vernehmlassung; sie erhebt 
die erforderlichen Beweise und entscheidet ohne Weiterung.

3 Vorbehalten bleibt die Berücksichtigung von verspäteten rechtserheblichen Par-
teianbringen (§ 106 Abs. 2).

§  38
2. Öffentliche und geheime Verhandlungen

1 Zu den Parteiverhandlungen vor Verwaltungsbehörden haben Dritte nur Zutritt, 
soweit sie die Behörde aus besondern Gründen zulässt.

1 Zu den Parteiverhandlungen vor Verwaltungsbehörden haben Dritte nur Zutritt
Zugang, soweit sie die Behörde aus besondern Gründen zulässt.

2 Zu den Parteiverhandlungen vor dem Kantonsgericht haben Dritte Zutritt, aus-
genommen in abgabe- und personalrechtlichen Streitsachen oder wenn das 
Kantonsgericht die Öffentlichkeit aus wichtigen Gründen ausschliesst.

2 Zu den Parteiverhandlungen vor dem Kantonsgericht haben Dritte ZutrittZu-
gang, ausgenommen in abgabe- und personalrechtlichen Streitsachen oder 
wenn das Kantonsgericht die Öffentlichkeit aus wichtigen Gründen ausschliesst.

3 Im übrigen verhandeln und beraten die Behörden unter Ausschluss der Parteien 
und der Öffentlichkeit.

§  38a
Einsatz elektronischer Mittel zur Ton- und Bildübertragung
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1 Die Behörde kann mündliche Verfahrenshandlungen auf Antrag oder von Amtes 
wegen mittels elektronischer Mittel zur Ton- und Bildübertragung, insbesondere 
mittels Videokonferenz, durchführen oder den am Verfahren beteiligten Personen 
die Teilnahme mittels solcher Mittel gestatten, wenn das persönliche Erscheinen 
der Parteien nicht oder nur mit grossem Aufwand möglich ist.

2 Die Übertragung hat für sämtliche an der Verfahrenshandlung beteiligten Perso-
nen zeitgleich zu erfolgen.

3 Bei Zeugeneinvernahmen (§§ 73-87) sowie Parteieinvernahmen und Beweis-
aussagen (§§ 88-92) erfolgt eine Aufzeichnung; bei den übrigen Verfahrenshand-
lungen kann eine Aufzeichnung erfolgen.

4 Mit dem Einverständnis der betroffenen Personen kann ausnahmsweise auf die 
Übertragung des Bildes verzichtet werden, wenn besondere Dringlichkeit oder 
andere besondere Umstände des Einzelfalls vorliegen.

5 Der Regierungsrat und das Kantonsgericht regeln die technischen Vorausset-
zungen und die Anforderungen an den Datenschutz und die Datensicherheit.

2.3.4 Rechte und Pflichten der Parteien 2.3.4 Rechte und Pflichten der Parteien und Dritter

§  46
1. Rechtliches Gehör

1 Die Behörde gibt den Parteien Gelegenheit, sich vor einem Entscheid schriftlich 
oder mündlich zur Sache zu äussern.

1 Die Behörde gibt den Parteien Gelegenheit, sich vor einem Entscheid schriftlich 
oder mündlich zur Sache zu äussern.

2 Die Behörde braucht die Parteien nicht anzuhören: 2 Die Behörde braucht diemuss den Parteien das rechtliche Gehör nicht anzuhö-
rengewähren:

a. vor Zwischenentscheiden, die sich nicht selbständig anfechten lassen;

b. wenn der Entscheid sich durch Einsprache anfechten lässt;

c. wenn der Entscheid die Partei nicht beschwert oder wenn er ihrem Antrag voll 
entspricht;
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d. im erstinstanzlichen Verfahren, wenn Gefahr im Verzuge und ein Weiterzug 
möglich ist;

e. vor Vollstreckungsverfügungen;

f. vor vorsorglichen Verfügungen, wenn Gefahr im Verzug ist oder eine vorgängi-
ge Anhörung den Zweck der behördlichen Anordnung vereiteln würde.

§  48
3. Akteneinsicht
a. Grundsatz

§  48
3. Akteneinsicht
a. Grundsatz in hängigen Verfahren

1 Die Parteien sind berechtigt, in ihren eigenen Angelegenheiten am Sitz der ent-
scheidenden Behörde folgende Akten einzusehen:

1 Die Parteien sind berechtigt, in ihren eigenen Angelegenheiten am Sitz der ent-
scheidenden Behörde folgende Akten einzusehen:

a. Vernehmlassungen von Behörden;

b. Eingaben der Parteien und Protokolle über ihre Anträge und Anbringen;

c. als Beweismittel dienende Urkunden, Protokolle und Gutachten;

d. Ausfertigungen eröffneter Entscheide. d. Ausfertigungen eröffneterdie ihr eröffneten Entscheide.

1bis Die Behörde kann Akten auf elektronischem Weg zur Einsichtnahme freige-
ben oder zustellen, wenn die Parteien damit einverstanden sind.

1bis aufgehoben

2 Für die Gewährung von Akteneinsicht in einer abgeschlossenen Sache kann 
die Behörde eine Gebühr erheben.

2 aufgehoben

§  49
b. Ausnahme

1 Die Behörde darf den Parteien die Akteneinsicht verweigern, soweit die Ge-
heimhaltung bestimmter Aktenstücke geboten ist:

1 Die Behörde darf den Parteien die Akteneinsicht verweigern, soweit die Ge-
heimhaltung bestimmter AktenstückeAkten geboten ist:

a. zur Wahrung überwiegender öffentlicher Interessen;

b. zum Schutze wichtiger Interessen von Gegenparteien und Dritten;
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c. im Interesse eines hängigen Verfahrens.

2 Den Parteien bleibt auf jeden Fall das Recht gewahrt, folgende Akten einzuse-
hen:

a. eigene Eingaben und Protokolle über eigene Anträge und Anbringen;

b. ihre als Beweismittel eingereichten Urkunden;

c. die ihr eröffneten Entscheide.

§  50
c. Berücksichtigung geheimgehaltener Akten

1 Wenn die Behörde ein Aktenstück geheimhält, darf sie es als Beweismittel zum 
Nachteil einer Partei nur berücksichtigen, soweit diese Kenntnis vom wesentli-
chen Inhalt und Gelegenheit erhalten hat, sich zu äussern und Gegenbeweise zu 
beantragen.

1 Wenn die Behörde ein Aktenstückbestimmte Akten geheimhält, darf sie es als 
Beweismittel zum Nachteil einer Partei nur berücksichtigen, soweit diese Kennt-
nis vom wesentlichen Inhalt und Gelegenheit erhalten hat, sich zu äussern und 
Gegenbeweise zu beantragen.

§  50a
d. Grundsatz bei Akteneinsicht nach Verfahrensabschluss

1 Nach rechtskräftiger Erledigung des Verfahrens können Personen die Akten 
einsehen, wenn sie ein schutzwürdiges Interesse geltend machen können. Insbe-
sondere haben sie ein Einsichtsrecht, wenn sie

a. Partei waren,

b. ein gerichtliches oder administratives Verfahren anstrengen, für das die Akten 
von Bedeutung sind,

c. ein wissenschaftliches Interesse (Studien- oder Forschungszweck) nachweisen 
können; lässt der Bearbeitungszweck die Anonymisierung der Akten nicht zu, 
müssen sich die Berechtigten verpflichten, über die eingesehenen Akten Still-
schweigen zu bewahren und die gewonnenen Informationen nur zum angege-
benen Forschungszweck zu verwenden.
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2 Die Einsicht in die Akten ist nicht zu gewähren, wenn ein schutzwürdiges Inter-
esse an der Geheimhaltung seitens privater Dritter oder der Öffentlichkeit vor-
geht.

3 Für die Gewährung von Akteneinsicht kann die Behörde eine Gebühr erheben. 
Der Regierungsrat und das Kantonsgericht regeln die Bemessung der Gebühr.

§  50b
e. Zuständigkeit und Form

1 In hängigen Verfahren ist die instruierende Instanz zuständig und nach Eintritt 
der Rechtskraft die Behörde, welche das Verfahren abgeschlossen hat.

2 Die Akten sind am Sitz der entscheidenden Behörde in der Form einzusehen, in 
der sie vorliegen. Elektronische Akteneinsicht kann auf dem von der Behörde be-
zeichneten Übermittlungssystem gewährt werden.

§  51
4. Verfahrensdisziplin

1 Die Behörde kann Parteien, Parteivertretern und Dritten einen Verweis erteilen 
oder ihnen eine Ordnungsbusse bis zu 2000 Franken auferlegen, wenn sie in ei-
ner Verwaltungssache

1 Die Behörde kann Parteien, ParteivertreternParteivertreterinnen und -vertretern 
sowie Dritten einen Verweis erteilen oder ihnen eine Ordnungsbusse bis zu 2000 
Franken auferlegen, wenn sie in einer Verwaltungssache

a. den durch die gute Sitte gebotenen Anstand verletzen;

b. den Geschäftsgang stören oder das Verfahren mutwillig führen;

c. trotz gehöriger Vorladung ohne ausreichende Entschuldigung zu einer Ver-
handlung nicht oder verspätet erscheinen;

d. eine behördliche Beweisanordnung nicht befolgen.

2 Die durch schuldhafte Säumnis entstandenen Mehrkosten gehen zulasten der 
säumigen Parteien, Parteivertreter oder Dritten.

§  55
3. Mitwirkung der Parteien
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1 Die Parteien haben bei der Feststellung des Sachverhalts mitzuwirken:

a. wenn sie das Verfahren durch eine Rechtsvorkehr veranlasst haben; a. wenn sie das Verfahren durch eine RechtsvorkehrEingabe veranlasst haben;

b. wenn sie in einem Verfahren Anträge stellen;

c. soweit ein Rechtssatz ihnen besondere Auskunftspflichten auferlegt.

2 Wenn eine Partei im Falle von Absatz 1a und b die notwendige und zumutbare 
Mitwirkung verweigert, braucht die Behörde auf ihre Anträge nicht einzutreten.

3 Die Behörde berücksichtigt Beweisanträge der Parteien, soweit die beantragte 
Beweisführung notwendig und tauglich ist.

§  60
1. Begriffe
a. Urkunden

1 Urkunden sind Schriften, bildliche Darstellungen und Pläne, die dazu bestimmt 
oder geeignet sind, eine Tatsache von rechtlicher Bedeutung zu beweisen.

1 Als Urkunden sind Schriften, bildliche Darstellungen und Pläne, gelten Doku-
mente, die dazu bestimmt oder geeignet sind, eine Tatsache von rechtlicher Be-
deutung rechtserhebliche Tatsachen zu beweisen, wie Schriftstücke, Zeichnun-
gen, Pläne, Fotos, Filme, Tonaufzeichnungen, elektronische Dateien und derglei-
chen sowie private Gutachten der Parteien.

§  62
2. Beilage der Beweisurkunden

1 Die Parteien haben die Urkunden, die sie als Beweismittel anrufen und besit-
zen, ihren Eingaben beizulegen.

1 Die Parteien haben die Urkunden, die sie als Beweismittel anrufen und besit-
zen, zusammen mit ihren Eingaben beizulegeneinzureichen.

§  63
3. Editionspflicht

1 Parteien und Dritte sind, unter Vorbehalt von § 64, verpflichtet, in ihrem Besitz 
befindliche Urkunden der Behörde auf ihr Verlangen als Beweismittel einzurei-
chen.
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2 Die Behörden, welche diesem Gesetz unterstehen (§ 6), und die andern kanto-
nalen Instanzen stellen sich gegenseitig ihre in § 48 genannten Urkunden als Be-
weismittel zur Verfügung.

2 Die Behörden, welche diesem Gesetz unterstehen (§ 6), und die andern kanto-
nalen Instanzen stellen sich gegenseitig ihre in § 48 genannten Urkunden als Be-
weismittel zur Verfügung. Die Behörde, der die Urkunde einzureichen ist, be-
zeichnet das zulässige elektronische Übermittlungssystem.

§  66
6. Abschriften und Kopien

§  66
6. Abschriften und Kopien

1 Wird eine Urkunde in Abschrift oder Kopie eingereicht, so kann die Behörde die 
Beglaubigung oder die Einreichung des Originals verlangen.

1 Wird eine Urkunde in Abschrift oder Kopie eingereicht, so kann die Behörde die 
Beglaubigung oder die Einreichung des Originals verlangen.

§  67
7. Einsicht beim Besitzer

1 Wenn die Einreichung von Urkunden infolge ihrer Beschaffenheit nicht tunlich 
ist oder berechtigte Interessen verletzen würde, kann die Behörde sie beim Besit-
zer in Augenschein nehmen.

1 Wenn die Einreichung von Urkunden infolge ihrer Beschaffenheit nicht tunlich 
ist oder berechtigte Interessen verletzen würde, kann die Behörde sie beim Besit-
zer oder der Besitzerin in Augenschein nehmen.

2 Das Ergebnis ist in einem Protokoll festzuhalten.

§  69
9. Unberechtigte Editionsverweigerung

1 Wenn Parteien oder Dritte sich unberechtigterweise weigern, eine angeforderte 
Urkunde einzureichen, oder wenn sie die Urkunde absichtlich beseitigen oder un-
tauglich machen, kann die Behörde eine Ordnungsbusse verhängen (§ 51).

1 Wenn Parteien oder Dritte sich unberechtigterweise weigern, eine angeforderte 
Urkunde einzureichen, oder wenn sie die Urkunde absichtlich beseitigen oder un-
tauglich machen, kann die Behörde eine Ordnungsbusse verhängen (§ 51).

§  71
2. Beweisauskünfte

1 Wenn die Umstände es rechtfertigen, kann die Behörde von Privatpersonen 
schriftliche oder mündliche Beweisauskünfte einholen.

2 Mündlich erteilte Beweisauskünfte sind in einem Protokoll festzuhalten. 2 Mündlich erteilte Beweisauskünfte sind in einem Protokoll festzuhalten. Bei Auf-
zeichnung mit technischen Hilfsmitteln gilt § 85a sinngemäss.
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3 Für unrichtige Beweisauskünfte kann die Behörde die Straffolgen nach dem 
Übertretungsstrafgesetz7 androhen. In diesem Falle sind die Vorschriften über 
das Recht zur Verweigerung der Zeugenaussage sinngemäss anwendbar 
(§§ 77–79).

§  78
b. Amts- und Berufsgeheimnis

1 Behördenmitglieder, Beamte, Geistliche, Anwälte, Urkundspersonen, nach Obli-
gationenrecht zur Verschwiegenheit verpflichtete Revisoren, Ärzte, Zahnärzte, 
Apotheker, Hebammen und ihre Hilfspersonen sind als Zeugen von der Aussage-
pflicht befreit, soweit sie nach dem Personalgesetz8, nach den Artikeln 320 und 
321 des Schweizerischen Strafgesetzbuches oder nach andern Gesetzen durch 
ihr Amts- oder Berufsgeheimnis gebunden sind.

1 Behördenmitglieder, BeamteAngestellte, Geistliche, Anwältinnen und Anwälte, 
Urkundspersonen, nach Obligationenrecht zur Verschwiegenheit verpflichtete 
Revisorinnen und Revisoren, Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, 
Apothekerinnen und Apotheker, Hebammen und ihre Hilfspersonen sind als Zeu-
ginnen und Zeugen von der Aussagepflicht befreit, soweit sie nach dem Perso-
nalgesetz9, nach den Artikeln 320 und 321 des Schweizerischen Strafgesetzbu-
ches oder nach andern Gesetzen durch ihr Amts- oder Berufsgeheimnis gebun-
den sind.

2 Mediatoren sind berechtigt, über Tatsachen, die sie bei ihrer Tätigkeit nach 
§ 41b wahrgenommen haben, das Zeugnis zu verweigern.

2 Mediatorinnen und Mediatoren sind berechtigt, über Tatsachen, die sie bei ihrer 
Tätigkeit nach § 41b wahrgenommen haben, das Zeugnis zu verweigern.

§  79
c. Informationsgeheimnis

1 Wer an der Veröffentlichung von Informationen in periodischen Druckschriften, 
Radio und Fernsehen als Redaktor, Reporter, Verleger, Drucker oder sonstwie 
mitwirkt, kann als Zeuge die Aussage über Inhalt und Quelle seiner Informatio-
nen verweigern.

1 Wer an der Veröffentlichung von Informationen in periodischen Druckschriften, 
Radio und Fernsehen als Redaktor oder Redaktorin, Reporter oder Reporterin, 
Verleger oder Verlegerin, Drucker oder Drucker oder sonstwie mitwirkt, kann als 
Zeuge oder Zeugin die Aussage über Inhalt und Quelle seiner Informationen ver-
weigern.

2 Das Recht zur Aussageverweigerung entfällt, wenn die Geheimhaltung die in-
nere oder äussere Sicherheit des Landes oder andere wichtige öffentliche Inter-
essen gefährden oder beeinträchtigen würde.

§  80
6. Anwesenheit der Parteien

7 SRL Nr. 300. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.
8 SRL Nr. 51
9 SRL Nr. 51

https://srl.lu.ch/data/51/de
https://srl.lu.ch/data/51/de
https://srl.lu.ch/data/300/de
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1 Die Parteien sind, unter Vorbehalt von Absatz 2, berechtigt, den Zeugeneinver-
nahmen beizuwohnen. Die Behörde gibt ihnen Ort und Zeit der Einvernahme 
rechtzeitig bekannt.

1 Die Parteien sind, unter Vorbehalt von Absatz 2, berechtigt, denan Zeugenein-
vernahmen beizuwohnenteilzunehmen. Die Behörde gibt ihnen Ort und Zeit der 
Einvernahmedie notwendigen Informationen rechtzeitig bekannt.

2 Wenn die Abklärung des Sachverhaltes oder die Dringlichkeit des Verfahrens 
es erfordert, kann die Verwaltungsbehörde die Zeugen in Abwesenheit der Par-
teien einvernehmen.

§  80a
Einvernahme mittels Ton- und Bildübertragung

1 Die Behörde kann die Zeugeneinvernahme mit elektronischen Mitteln zur Ton- 
und Bildübertragung durchführen, sofern keine überwiegenden öffentlichen oder 
privaten Interessen entgegenstehen. Die übrigen Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer können in den Räumlichkeiten der Behörde anwesend sein.

§  81
7. Verfahren
a. Einleitung

1 Der Einvernehmende beginnt die Einvernahme, indem er 1 Der Einvernehmende Die einvernehmende Person beginnt die Einvernahme, in-
dem ersie

a. die Personalien des Zeugen feststellt; a. die Personalien des Zeugen oder der Zeugin feststellt;

b. ihn zur Wahrheit ermahnt und auf die strafrechtlichen Folgen falscher Aussa-
gen hinweist;

c. seine für die Beweiswürdigung erheblichen Beziehungen zu den Parteien und 
zur Sache abklärt;

d. auf das Recht zur Aussageverweigerung hinweist.

§  82
b. Befragung

1 Der Einvernehmende stellt dem Zeugen die Fragen. 1 Der Einvernehmende Die einvernehmende Person stellt dem Zeugen oder der 
Zeugin die Fragen.



- 23 - (ID: 4716)

Geltendes Recht Version RR 16. Juni 2026 Vernehmlassung

2 Anwesende Parteien können zur Ergänzung oder Erläuterung weitere Fragen 
beantragen. Über ihre Zulässigkeit befindet der Einvernehmende.

2 Anwesende Parteien können zur Ergänzung oder Erläuterung weitere Fragen 
beantragen. Über ihre Zulässigkeit befindet der Einvernehmendedie einverneh-
mende Person.

§  83
c. Konfrontation

1 Der Einvernehmende kann Parteien und Zeugen, deren Aussagen sich wider-
sprechen, einander gegenüberstellen.

1 Der Einvernehmende Die einvernehmende Person kann Parteien sowie Zeugin-
nen und Zeugen, deren Aussagen sich widersprechen, einander gegenüberstel-
len.

§  84
d. Protokollierung

1 Der Einvernehmende oder ein Protokollführer führt über die Einvernahme ein 
Protokoll, worin festzuhalten sind:

1 Der Einvernehmende Die einvernehmende Person oder ein Protokollführer oder 
eine Protokollführerin führt über die Einvernahme ein Protokoll, worin festzuhal-
ten sind:

a. die Einleitung der Einvernahme nach § 81;

b. das erhebliche Ergebnis der Befragung in Berichtsform oder aufgeteilt in Fra-
gen und Antworten.

§  85
e. Protokollgenehmigung

1 Das Protokoll wird dem Zeugen vorgelesen oder zum Lesen gegeben. 1 Das Protokoll wird dem Zeugen oder der Zeugin vorgelesen oder zum Lesen 
gegeben.

2 Der Einvernehmende, der Protokollführer und der Zeuge bestätigen die Richtig-
keit des Protokolls mit ihrer Unterschrift.

2 Der EinvernehmendeDie einvernehmende Person, der Protokollführer oder die 
Protokollführerin und der Zeuge oder die Zeugin bestätigen die Richtigkeit des 
Protokolls mit ihrer Unterschrift.

3 Wenn der Zeuge die Unterzeichnung verweigert, wird dies im Protokoll ver-
merkt.

3 Wenn der Zeuge oder die Zeugin die Unterzeichnung verweigert, wird dies im 
Protokoll vermerkt.

§  85a
Protokollierung bei Aufzeichnung
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1 Werden die Aussagen während einer Verhandlung mit technischen Hilfsmitteln 
aufgezeichnet, so gelten für die Protokollierung folgende Abweichungen:

a. Das Protokoll kann nachträglich gestützt auf die Aufzeichnung erstellt werden.

b. Die Behörde oder das einvernehmende Behördenmitglied kann darauf verzich-
ten, dem Zeugen oder der Zeugin das Protokoll vorzulesen oder zum Lesen 
vorzulegen und es von ihm oder ihr unterzeichnen zu lassen.

c. Die Aufzeichnung wird zu den Akten genommen.

§  86
8. Nichterscheinen, Aussageverweigerung

1 Wenn Zeugen trotz gehöriger Vorladung ohne begründete Entschuldigung zur 
Einvernahme nicht erscheinen oder unberechtigt die Aussage verweigern, kann 
die Behörde eine Ordnungsbusse verhängen (§ 51).

1 Wenn Zeuginnen oder Zeugen trotz gehöriger Vorladung ohne begründete Ent-
schuldigung zur Einvernahme nicht erscheinen oder unberechtigt die Aussage 
verweigern, kann die Behörde eine Ordnungsbusse verhängen (§ 51).

2 Die Behörde kann ferner säumige Zeugen polizeilich zuführen lassen und ih-
nen, wenn sie die Aussage trotz verhängter Ordnungsbusse weiter verweigern, 
Strafe wegen Ungehorsams nach Artikel 292 des Strafgesetzbuches androhen.

2 Die Behörde kann ferner säumige Zeuginnen und Zeugen polizeilich zuführen 
lassen und ihnen, wenn sie die Aussage trotz verhängter Ordnungsbusse weiter 
verweigern, Strafe wegen Ungehorsams nach Artikel 292 des Strafgesetzbuches 
androhen.

§  87
9. Entschädigung

1 Der Zeuge hat Anspruch auf die in den Kostenverordnungen vorgesehene Ent-
schädigung.

1 Der Zeuge oder die Zeugin hat Anspruch auf die in den Kostenverordnungen 
vorgesehene Entschädigung.

§  90
3. Einzuvernehmende Personen

1 Eine gesetzlich vertretene Partei ist selber einzuvernehmen, wenn sie über 
eigene Wahrnehmungen aussagen soll und urteilsfähig ist. Andernfalls wird ihr 
gesetzlicher Vertreter einvernommen.
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2 Ist die Partei eine juristische Person oder eine Kollektiv- oder Kommanditgesell-
schaft, so bestimmt die Behörde, wer von den Organmitgliedern, Geschäftsfüh-
rern oder Gesellschaftern als Partei einzuvernehmen ist.

2 Ist die Partei eine juristische Person oder eine Kollektiv- oder Kommanditgesell-
schaft, so bestimmt die Behörde, wer von den Organmitgliedern, Geschäftsfüh-
rernGeschäftsführerinnen oder Geschäftsführer oder Gesellschafterinnen oder 
Gesellschaftern als Partei einzuvernehmen ist.

§  96
4. Gutachten

1 Der Sachverständige hat sein Gutachten zu begründen; er erstattet es nach be-
hördlicher Anordnung in der Regel schriftlich oder in besondern Fällen mündlich 
an einer Verhandlung.

2 Die Behörde lässt den Parteien eine Abschrift des Gutachtens oder, bei mündli-
cher Begutachtung, einen Auszug aus dem Protokoll zustellen.

2 Die Behörde lässt den Parteien eine Abschrift des Gutachtensdas Gutachten 
oder, bei mündlicher Begutachtung, einen Auszug aus dem Protokoll zustellen.

§  102
3. Durchführung

1 Die Behörde lässt Sachverständige und Zeugen, soweit erforderlich und ange-
messen, am Augenschein teilnehmen.

1 Die Behörde lässt Sachverständige und Zeuginnen und Zeugen, soweit erfor-
derlich und angemessen, am Augenschein teilnehmen.

2 Ist die eigene Wahrnehmung der Behörde nicht erforderlich oder unangemes-
sen, so kann sie den Augenschein durch Sachverständige allein durchführen las-
sen.

§  105
6. Unberechtigte Verhinderung

1 Wenn Parteien, Parteivertreter oder Dritte den Augenschein unberechtigt ver-
hindern, kann die Behörde Ordnungsbussen bis 2000 Franken verhängen (§ 51), 
Strafe wegen Ungehorsams nach Artikel 292 des Strafgesetzbuches androhen 
oder den Augenschein mit polizeilicher Hilfe durchführen.

1 Wenn Parteien, ParteivertreterParteivertreterinnen oder -vertreter oder Dritte 
den Augenschein unberechtigt verhindern, kann die Behörde Ordnungsbussen 
bis 2000 Franken verhängen (§ 51), Strafe wegen Ungehorsams nach Artikel 292 
des Strafgesetzbuches androhen oder den Augenschein mit polizeilicher Hilfe 
durchführen.

2 …

§  107
2. Voraussetzungen des Sachentscheides, Nichteintreten
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1 Die Behörde prüft von Amtes wegen, ob die Voraussetzungen für einen 
Sachentscheid erfüllt sind. Sie kann das Verfahren und den Entscheid vorerst auf 
diese Fragen beschränken.

2 Ein Sachentscheid setzt namentlich voraus:

a. Zuständigkeit der angerufenen Behörde;

b. Partei- und Verfahrensfähigkeit der Parteien;

c. Vertretungsbefugnis der Parteivertreter; c. Vertretungsbefugnis der ParteivertreterParteivertreterinnen und -vertreter;

d. Befugnis zur Rechtsvorkehr; d. Befugnis zur RechtsvorkehrEingabe;

e. frist- und formgerechte Rechtsvorkehr; e. frist- und formgerechte RechtsvorkehrEingabe;

f. dass in der gleichen Sache kein anderes Verfahren hängig ist;

g. dass in der gleichen Sache kein rechtskräftiger Entscheid ergangen ist, dessen 
Änderung oder Aufhebung der angerufenen Behörde nicht zusteht.

3 Fehlt eine Voraussetzung für den Sachentscheid, so tritt die Behörde auf die 
Sache der betreffenden Partei nicht ein.

§  110
5. Ausfertigung

§  110
5. AusfertigungInhalt des Entscheids

1 Die Ausfertigung des Entscheides enthält folgende Angaben: 1 Die Ausfertigung des EntscheidesDer Entscheid enthält folgende Angaben:

a. entscheidende Behörde, in Entscheiden gerichtlicher Instanzen überdies die 
Namen der mitwirkenden Richter;

a. entscheidende Behörde, in Entscheiden gerichtlicher Instanzen überdies die 
Namen der mitwirkenden Richterinnen und Richter;

b. Parteien und Parteivertreter; b. Parteien und ParteivertreterParteivertreterinnen und -vertreter;

c. Begründung (kurz gefasste Darstellung des Sachverhalts, Anträge der Partei-
en, Erwägungen);

d. Rechtsspruch mit Verlegung der Kosten;
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e. Rechtsmittelbelehrung (ordentliches Rechtsmittel, Frist, Instanz);

f. Datum des Entscheides und des Versandes; f. Datum des Entscheides und des Versandes, sofern sich das Versanddatum 
nicht aus der elektronischen Übermittlung ergibt;

g. Unterschrift; bei Massenverfügungen kann darauf verzichtet werden. g. UnterschriftNamen der für die Behörde handelnden Personen und die elektro-
nische Signatur gemäss § 26d Absatz 2 oder auf Papier die Unterschriften; bei 
Massenverfügungen kann darauf verzichtet werden.

2 Für besondere Fälle kann der Regierungsrat durch Verordnung die Ausferti-
gung von Verwaltungsentscheiden abweichend von Absatz 1 ordnen.

3 In Briefform ausgefertigte Entscheide sind als solche zu bezeichnen. Absatz 1 
ist sinngemäss anwendbar.

3 In Briefform ausgefertigte EntscheideEntscheide in Briefform sind als solche zu 
bezeichnen. Absatz 1 ist sinngemäss anwendbar.

§  112
7. Eröffnung
a. ordentliche

1 Die Behörde eröffnet den Parteien den Entscheid schriftlich durch Zustellung ei-
ner Ausfertigung.

1 Die Behörde eröffnet den Parteien den Entscheid schriftlich durch Zustellung ei-
ner Ausfertigungauf eine der in den §§ 28 und 30 bestimmten Arten.

2 Den anwesenden Parteien kann die Behörde Zwischenentscheide mündlich er-
öffnen.

3 Wenn es eine Partei bis zum Schluss der Verhandlung verlangt, bestätigt ihr die 
Behörde schriftlich den mündlich eröffneten Zwischenentscheid. In diesem Falle 
beginnt eine allfällige Rechtsmittelfrist mit der Zustellung zu laufen.

4 Das Kantonsgericht stellt seine Entscheide der Vorinstanz und, soweit ihm die 
Fachaufsicht zukommt, auch dem Regierungsrat zu.

§  113
b. durch öffentliche Mitteilung

1 Ist die Zustellung an eine Partei wegen unbekannten Aufenthaltes oder aus ei-
nem andern Grunde nicht möglich, so kann die Behörde im Kantonsblatt be-
kanntgeben, dass die Partei während einer bestimmten Frist den Entscheid bei 
einer Amtsstelle einsehen und eine Ausfertigung beziehen kann.

1 Ist die Zustellung an eine Partei wegen unbekannten Aufenthaltes oder aus ei-
nem andern Grunde nicht möglich, so kann die Behörde im Kantonsblatt be-
kanntgeben, dass die Partei während einer bestimmten Frist den Entscheid bei 
einer Amtsstelle einsehen und eine Ausfertigung beziehen kann.
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2 Die Mitteilung im Kantonsblatt enthält folgende Angaben:

a. entscheidende Behörde;

b. Empfänger und Gegenstand des Verfahrens; b. Empfänger oder Empfängerin und Gegenstand des Verfahrens;

c. Ort, Frist und Wirkung der Auflage;

d. Rechtsmittelbelehrung.

3 Der Entscheid gilt als eröffnet, wenn die Ausfertigung von der Partei eingese-
hen oder ihr ausgehändigt wird, spätestens jedoch mit Ablauf der angesetzten 
Frist.

3 Der Entscheid gilt als eröffnet, wenn die Ausfertigung dieser von der Partei ein-
gesehen oder ihr ausgehändigtbezogen wird, spätestens jedoch mit Ablauf der 
angesetzten Frist.

§  115
9. Berichtigung

1 Die Behörde kann Fehlschreibungen und Rechnungsfehler in der Ausfertigung 
eines Entscheides jederzeit berichtigen.

1 Die Behörde kann Fehlschreibungen und Rechnungsfehler in der Ausfertigung 
eines EntscheidesEntscheids jederzeit berichtigen.

§  120
4. Einreichung

1 Die Einsprache ist schriftlich einzureichen. Die Vorschriften über die Rechtsmit-
telschrift (§§ 133–135) sind sinngemäss anwendbar.

2 Der Einspracheschrift sind die Beweisurkunden (§ 62) beizulegen. 2 Der Mit der Einspracheschrift sind die Beweisurkunden (§ 62) beizulegeneinzu-
reichen.

§  124
2. Gesuch

1 Zur Einreichung eines Erläuterungs- oder Ergänzungsgesuches sind die Partei-
en und die Vorinstanz berechtigt.

2 Das Gesuch kann jederzeit gestellt werden. 2 Das Gesuch kann jederzeit schriftlich gestellt werden.

3 Die Vorschriften über die Rechtsmittelschrift (§§ 133–135) sind sinngemäss an-
wendbar.
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§  128a
3. Teilentscheide

1 Das Rechtsmittel ist zulässig gegen einen Entscheid, welcher

a. nur einen Teil der gestellten Begehren behandelt, wenn diese Begehren unab-
hängig von den anderen beurteilt werden können;

b. das Verfahren nur für einen Teil der Beschwerdeführer abschliesst. b. das Verfahren nur für einen Teil der Beschwerdeführerinnen oder Beschwerde-
führer abschliesst.

§  132
7. Einreichung

1 Das Rechtsmittel ist, unter Vorbehalt abweichender Vorschriften des kantonalen 
oder eidgenössischen Rechts, schriftlich bei der Rechtsmittelinstanz einzurei-
chen.

2 Der Rechtsmittelschrift sind der angefochtene Entscheid, die Vollmachtsurkun-
de des Parteivertreters und die Beweisurkunden, die der Eingabesteller in Hän-
den hat, beizulegen.

2 Der Mit der Rechtsmittelschrift sind der angefochtene Entscheid, die Voll-
machtsurkunde des Parteivertreters oder der Parteivertreterin und die Beweisur-
kunden, über die der Eingabesteller in Händen hat, beizulegenoder die Eingabe-
stellerin verfügt, samt einem Verzeichnis der Urkunden einzureichen.

§  133
8. Rechtsmittelschrift
a. Inhalt

1 Die Rechtsmittelschrift muss einen bestimmten Antrag und dessen Begründung 
enthalten.

2 Die Partei oder ihr Vertreter hat die Rechtsmittelschrift zu unterzeichnen. 2 Die Partei oder ihr Vertreter oder ihre Vertreterin hat die Rechtsmittelschrift zu 
unterzeichnen.

3 Bei elektronischer Übermittlung muss die Rechtsmittelschrift mit einer aner-
kannten elektronischen Signatur versehen sein.

3 aufgehoben

§  134
b. Anzahl
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1 Die Rechtsmittelschrift ist in genügender Anzahl für alle beteiligten Behörden 
und Gegenparteien, mindestens jedoch im Doppel, einzureichen.

1 Die Rechtsmittelschrift in Papierform ist in genügender Anzahl für alle beteilig-
ten Behörden und Gegenparteien, mindestens jedoch im Doppel, einzureichen.

2 Die Behörde lässt fehlende Ausfertigungen auf Kosten der Partei erstellen oder 
setzt ihr eine angemessene Frist zur Nachlieferung.

2 aufgehoben

3 Die Behörde kann für das Erstellen von Ausfertigungen einen Kostenvorschuss 
verlangen.

3 aufgehoben

§  135
c. Mängel

1 Wenn eine Rechtsschrift den durch die gute Sitte gebotenen Anstand verletzt 
oder übermässig weitschweifig ist, setzt die Behörde dem Eingabesteller eine 
angemessene Frist zur Einreichung einer verbesserten Rechtsschrift.

1 Wenn eine Rechtsschrift den durch die gute Sitte gebotenen Anstand verletzt 
oder übermässig weitschweifig ist, setzt die Behörde dem Eingabesteller oder 
der Eingabestellerin eine angemessene Frist zur Einreichung einer verbesserten 
RechtsschriftEingabe.

2 Wenn eine Rechtsschrift unleserlich oder unverständlich ist oder nicht alle not-
wendigen Angaben enthält, setzt die Behörde dem Eingabesteller eine angemes-
sene Frist zur Verbesserung oder Ergänzung; sie kann ihn statt dessen zu einer 
Einvernahme vorladen und seine Anbringen, soweit erforderlich, zu Protokoll 
nehmen.

2 Wenn eine Rechtsschrift unleserlich oder unverständlich ist oder nicht alle not-
wendigen Angaben enthält, setzt die Behörde dem Eingabesteller oder der Ein-
gabestellerin eine angemessene Frist zur Verbesserung oder Ergänzung; sie 
kann ihn statt dessen oder ihr stattdessen zu einer Einvernahme vorladen und 
seine beziehungsweise ihre Anbringen, soweit erforderlich, zu Protokoll nehmen.

3 Werden die gerügten Mängel nach behördlicher Anordnung behoben, gilt die 
Rechtsschrift für den Zeitpunkt ihrer ersten Einreichung als richtig eingereicht; 
andernfalls tritt die Behörde auf das Rechtsmittel nicht ein.

§  141
14. Aktenheft

§  141
14. AktenheftAktenführung

1 Die Behörde legt für jedes Rechtsmittelverfahren ein Aktenheft an, in das alle 
Rechtsschriften, Protokolle, Beweisurkunden und andere Akten zu legen sind.

1 Die Behörde legt für Für jedes Rechtsmittelverfahren wird ein Aktenheft an, in 
das alle Rechtsschriften, Protokolle, Beweisurkunden und andere Akten zu legen 
sind.elektronisches Aktendossier geführt. Diese umfasst insbesondere:

a. die Rechtsschriften,

b. die Protokolle,

c. die Beweisurkunden sowie
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d. weitere verfahrensrelevante Akten.

2 Die verfahrensleitende Behörde sorgt für die systematische Ablage der Akten 
und legt ein Aktenverzeichnis an.

3 Akten, die elektronisch eingelesen sind und für das Verfahren nicht mehr benö-
tigt werden und dem Eingabesteller oder der Eingabestellerin auch nicht zurück-
zusenden sind, werden vernichtet. Der Regierungsrat und das Kantonsgericht 
können das Nähere durch Verordnung regeln.

§  144
3. Beschwerdegründe

1 Der Beschwerdeführer kann mit der Verwaltungsbeschwerde alle Mängel des 
angefochtenen Entscheides und des Verfahrens rügen, nämlich:

1 Der Beschwerdeführer oder die Beschwerdeführerin kann mit der Verwaltungs-
beschwerde alle Mängel des angefochtenen Entscheides und des Verfahrens rü-
gen, nämlich:

a. unrichtige oder unvollständige Feststellung des rechtserheblichen Sachver-
halts;

b. unrichtige Rechtsanwendung;

c. unrichtige Handhabung des Ermessens.

2 In Sachen aus dem eigenen Wirkungskreis der Gemeinde oder eines andern 
dem Kanton nachgeordneten Gemeinwesens (§ 1 Abs. 1d) kann der Beschwer-
deführer vor der kantonalen Beschwerdeinstanz die Handhabung des Ermessens 
nicht rügen, ausgenommen Überschreitungen oder Missbrauch des Ermessens.

2 In Sachen aus dem eigenen Wirkungskreis der Gemeinde oder eines andern 
dem Kanton nachgeordneten Gemeinwesens (§ 1 Abs. 1d) kann der Beschwer-
deführer oder die Beschwerdeführerin vor der kantonalen Beschwerdeinstanz die 
Handhabung des Ermessens nicht rügen, ausgenommen Überschreitungen oder 
Missbrauch des Ermessens.

§  152
1. Beschwerdegründe

1 Mit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde kann der Beschwerdeführer, unter Vor-
behalt abweichender Vorschriften, folgende Mängel des angefochtenen Entschei-
des und des Verfahrens rügen:

1 Mit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde kann der Beschwerdeführer oder die 
Beschwerdeführerin, unter Vorbehalt abweichender Vorschriften, folgende Män-
gel des angefochtenen Entscheides und des Verfahrens rügen:

a. unrichtige oder unvollständige Feststellung des rechtserheblichen Sachver-
halts;
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b. unrichtige Rechtsanwendung, einschliesslich Überschreitung und Missbrauch 
des Ermessens.

§  156
1. Ermessenskontrolle

1 Soweit dieses Gesetz oder andere Erlasse es vorsehen, kann der Beschwerde-
führer mit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde auch die unrichtige Handhabung 
des Ermessens rügen.

1 Soweit dieses Gesetz oder andere Erlasse es vorsehen, kann der Beschwerde-
führer oder die Beschwerdeführerin mit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde 
auch die unrichtige Handhabung des Ermessens rügen.

2 In Beschwerdefällen mit Ermessenskontrolle gelten an Stelle der §§ 152–155 
die §§ 144–147.

§  162
1. Klagefälle

1 Das Kantonsgericht beurteilt unter Vorbehalt von § 163 als Klageinstanz öffent-
lich-rechtliche Streitsachen:

a. aus öffentlich-rechtlichen Verträgen;

b. zwischen Gemeinwesen (§ 1);

c. aus Konzessionen zwischen einem Gemeinwesen und dem Konzessionär oder 
zwischen Konzessionären unter sich;

c. aus Konzessionen zwischen einem Gemeinwesen und dem Konzessionär oder 
der Konzessionärin oder zwischen Konzessionärinnen und Konzessionären un-
ter sich;

d. wegen vermögensrechtlicher Ansprüche aus öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnissen der Behördenmitglieder, Ersatzmänner und Angestellten im Sinn von 
§ 2 Unterabsatz a des Personalgesetzes10;

d. wegen vermögensrechtlicher Ansprüche aus öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnissen der Behördenmitglieder, ErsatzmännerErsatzleute und Angestellten 
im Sinn von § 2 Unterabsatz a des Personalgesetzes11;

e. für welche andere Erlasse die verwaltungsgerichtliche Klage zulassen.

2 ...

§  164
3. Anzeige der Klagebegehren

10 SRL Nr. 51
11 SRL Nr. 51

https://srl.lu.ch/data/51/de
https://srl.lu.ch/data/51/de
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1 Bevor der Kläger eine Klage einreicht, soll er dem Beklagten die Klagebegehren 
und die Gründe mitteilen und ihm eine angemessene Frist zur Stellungnahme 
einräumen.

1 Bevor der Kläger oder die Klägerin eine Klage einreicht, soll er dem oder der 
Beklagten die Klagebegehren und die Gründe mitteilen und ihm eine angemes-
sene Frist zur Stellungnahme einräumen.

§  166
5. Klageschrift

§  166
5. KlageschriftInhalt der Klage

1 Die Klageschrift soll enthalten: 1 Die Klageschrift soll enthaltenKlage enthält:

a. die Bezeichnung der Parteien und ihrer Vertreter; a. die Bezeichnung der Parteien und ihrer Vertreterinnern oder Vertreter;

b. die Klageanträge;

c. die Angaben, die für die Zuständigkeit des Kantonsgerichtes erheblich sind;

d. eine kurz gefasste Darstellung des Sachverhalts;

e. die Angabe der Beweismittel für die einzelnen Tatsachen;

f. das Datum und die Unterschrift des Verfassers. f. sofern auf Papier eingereicht das Datum und die Unterschrift des Verfassers 
oder der Verfasserin.

2 Der Klageschrift hat der Kläger, soweit in seinem Besitz, folgende Urkunden 
beizulegen:

2 Der Mit der Klageschrift hat der Kläger oder die Klägerin, soweit in seinem 
Besitz, folgende Urkunden beizulegeneinzureichen:

a. Beweisurkunden (§ 62); a. Beweisurkunden (§ 62) samt einem Verzeichnis der Urkunden;

b. Kopie der Anzeige des Klägers an den Beklagten (§ 164); b. Kopie der Anzeige des Klägers oder der Klägerin an den Beklagten oder die 
Beklagte (§ 164);

c. allfällige Stellungnahme des Beklagten (§ 164). c. allfällige Stellungnahme des oder der Beklagten (§ 164).

§  167
6. Antwortschrift

§  167
6. AntwortschriftKlageantwort

1 Die Antwortschrift soll enthalten: 1 Die Antwortschrift soll enthaltenKlageantwort enthält:

a. die Bezeichnung der Parteien und ihrer Vertreter;
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b. die Anträge zur Sache;

c. allfällige Einwendungen gegen die verfahrensrechtliche Zulässigkeit der Klage;

d. eine allfällige Widerklage;

e. die Stellungnahme zu den tatsächlichen Anbringen des Klägers und eine knap-
pe Darstellung des Sachverhalts zur Begründung der eigenen Anträge;

e. die Stellungnahme zu den tatsächlichen Anbringen des Klägers oder der Klä-
gerin und eine knappe Darstellung des Sachverhalts zur Begründung der eige-
nen Anträge;

f. die Angabe der Beweismittel für die einzelnen Tatsachen;

g. das Datum und die Unterschrift des Verfassers. g. sofern auf Papier eingereicht das Datum und die Unterschrift des Verfassers 
oder der Verfasserin.

2 Der Antwortschrift hat der Beklagte, soweit in seinem Besitz, die Beweisurkun-
den (§ 62) beizulegen.

2 Der Antwortschrift Mit der Klageantwort hat der oder die Beklagte, soweit in sei-
nem Besitz, die Beweisurkunden (§ 62) beizulegeneinzureichen.

§  168
7. Widerklage

1 Mit der Widerklage kann der Beklagte gegen den Kläger Ansprüche geltend 
machen, die nach § 162 Gegenstand der verwaltungsgerichtlichen Klage bilden 
können; sie müssen ferner mit einem eingeklagten Anspruch rechtlich zusam-
menhängen oder sich mit ihm verrechnen lassen.

1 Mit der Widerklage kann der oder die Beklagte gegen den Kläger oder die Klä-
gerin Ansprüche geltend machen, die nach § 162 Gegenstand der verwaltungs-
gerichtlichen Klage bilden können; sie müssen ferner mit einem eingeklagten An-
spruch rechtlich zusammenhängen oder sich mit ihm verrechnen lassen.

2 Wenn sich die Widerklage nicht sofort als unzulässig erweist, erhält der Kläger 
Gelegenheit zur Antwort.

2 Wenn sich die Widerklage nicht sofort als unzulässig erweist, erhält der Kläger 
oder die Klägerin Gelegenheit zur Antwort.

3 Die Widerklage bleibt bestehen, auch wenn die Klage dahinfällt.

§  169
8. Vermittlungsversuch

1 Der Instruktionsrichter kann den Parteien einen schriftlichen Vergleichsvor-
schlag unterbreiten oder sie zu einer Einigungsverhandlung vorladen.

1 Der Instruktionsrichter oder die Instruktionsrichterin kann den Parteien einen 
schriftlichen Vergleichsvorschlag unterbreiten oder sie zu einer Einigungsver-
handlung vorladen.
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§  175
b. Neue Tatsachen und Beweismittel

1 Die Behörde zieht ihren rechtskräftigen Entscheid auf Gesuch hin in Revision, 
wenn nachträglich neue erhebliche Tatsachen oder Beweismittel vorgebracht 
werden.

2 Der Gesuchsteller hat glaubhaft zu machen, dass er trotz zumutbarer Sorgfalt 
nicht in der Lage war, die neuen Tatsachen oder Beweismittel im früheren Ver-
fahren oder durch ein Rechtsmittel geltend zu machen, oder dass er dies aus 
entschuldbaren Gründen unterlassen hat.

2 Der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin hat glaubhaft zu machen, dass er 
oder sie trotz zumutbarer Sorgfalt nicht in der Lage war, die neuen Tatsachen 
oder Beweismittel im früheren Verfahren oder durch ein Rechtsmittel geltend zu 
machen, oder dass er oder sie dies aus entschuldbaren Gründen unterlassen 
hat.

§  177
3. Frist

1 Das Revisionsgesuch ist innert folgender Fristen einzureichen:

a. im Falle von § 174 innert 90 Tagen, seit der Gesuchsteller vom Abschluss des 
Strafverfahrens Kenntnis erhalten hat, jedoch spätestens innert 10 Jahren seit 
Zustellung des Entscheides. Falls kein Strafverfahren möglich ist, beginnt die 
Frist von 90 Tagen zu laufen, sobald der Gesuchsteller in der Lage ist, das Re-
visionsgesuch zu begründen;

a. im Falle von § 174 innert 90 Tagen, seit der Gesuchsteller oder die Gesuch-
stellerin vom Abschluss des Strafverfahrens Kenntnis erhalten hat, jedoch spä-
testens innert 10 Jahren seit Zustellung des Entscheides. Falls kein Strafver-
fahren möglich ist, beginnt die Frist von 90 Tagen zu laufen, sobald der Ge-
suchsteller oder die Gesuchstellerin in der Lage ist, das Revisionsgesuch zu 
begründen;

b. im Falle von § 175 innert 90 Tagen seit Entdeckung des Revisionsgrundes, je-
doch spätestens innert 10 Jahren seit Zustellung des Entscheides.

§  183
4. Beschwerdeinstanzen

1 Beschwerdeinstanzen sind:

a. das Departement, dessen Aufgabenbereich die Sache zugeordnet ist, bei Auf-
sichtsbeschwerden gegen die Gemeindebehörden, unter Vorbehalt von Unter-
absatz b;

b. die Kollegialbehörden bei Aufsichtsbeschwerden gegen ihre Mitglieder;
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c. die entscheidende Behörde bei Aufsichtsbeschwerden gegen ihre instruierende 
Instanz;

cbis. die Dienststellenleiter der kantonalen Verwaltung bei Aufsichtsbeschwerden 
gegen unterstellte Angestellte,

cbis. die Dienststellenleiter oder die Dienststellenleiterin der kantonalen Verwal-
tung bei Aufsichtsbeschwerden gegen unterstellte Angestellte,

d. in den übrigen Fällen die vorgesetzte Behörde.

2 Vorbehalten bleiben Vorschriften, die eine andere Behörde als Beschwerdein-
stanz bezeichnen.

§  186
7. Erledigung

1 Die Beschwerdeinstanz erledigt die Aufsichtsbeschwerde in einem raschen Ver-
fahren durch Entscheid.

2 Wenn sich die Aufsichtsbeschwerde nicht sofort als unzulässig oder unbegrün-
det erweist, holt die Beschwerdeinstanz die Vernehmlassung des Beschwerde-
beklagten ein und klärt den Sachverhalt ab.

2 Wenn sich die Aufsichtsbeschwerde nicht sofort als unzulässig oder unbegrün-
det erweist, holt die Beschwerdeinstanz die Vernehmlassung des oder der Be-
schwerdebeklagten ein und klärt den Sachverhalt ab.

3 Die Beschwerdeinstanz trifft die erforderlichen Massnahmen. Sie kann ange-
fochtene Amtshandlungen ändern oder aufheben.

4 Wird mutwillig eine unzulässige oder offensichtlich unbegründete Aufsichtsbe-
schwerde erhoben, können der beschwerdeführenden Person die Kosten des 
Verfahrens auferlegt werden.

4 Wird mutwillig eine unzulässige oder offensichtlich unbegründete Aufsichtsbe-
schwerde erhoben, können dem Beschwerdeführer oder der beschwerdeführen-
den Person Beschwerdeführerin die Kosten des Verfahrens auferlegt werden.

§  187
8. Sanktionen

1 Wenn dem Beschwerdebeklagten ein grobes Verschulden zur Last fällt, kann 
ihm die Beschwerdeinstanz die Verfahrenskosten und eine Ordnungsbusse bis 
zu 2000 Franken auferlegen.

1 Wenn dem oder der Beschwerdebeklagten ein grobes Verschulden zur Last 
fällt, kann ihm die Beschwerdeinstanz ihm oder ihr die Verfahrenskosten und ei-
ne Ordnungsbusse bis zu 2000 Franken auferlegen.

2 ...

§  195
3. Kostenvorschüsse
a. für amtliche Kosten
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1 Die Behörde kann von der Partei, die ein Verfahren einleitet und kostenpflichtig 
werden kann, einen angemessenen Vorschuss zur Sicherstellung der amtlichen 
Kosten verlangen.

2 Wenn die Partei den Vorschuss trotz Androhung der Folgen innert eingeräumter 
Frist nicht leistet und das Verfahren nicht von Amtes wegen durchzuführen ist, 
braucht die Behörde auf die Rechtsvorkehr nicht einzutreten.

2 Wenn die Partei den Vorschuss trotz Androhung der Folgen innert eingeräumter 
Frist nicht leistet und das Verfahren nicht von Amtes wegen durchzuführen ist, 
braucht die Behörde auf die RechtsvorkehrEingabe nicht einzutreten.

§  198
5. Amtliche Kosten
a. Grundsätze der Verlegung

1 Die Partei hat, unter Vorbehalt der §§ 199 und 200, die amtlichen Kosten zu tra-
gen:

a. im erstinstanzlichen Verwaltungsverfahren, wenn sie den Entscheid in ihrem 
eigenen Interesse oder durch ihr Verhalten veranlasst hat;

b. im Einspracheverfahren, wenn sie mutwillig eine unzulässige oder offensicht-
lich unbegründete Einsprache erhoben hat;

c. im Rechtsmittelverfahren, wenn sie unterliegt oder auf ihr Rechtsmittel nicht 
eingetreten wurde.

2 Der Rückzug einer Rechtsvorkehr wird ihrer Abweisung gleichgestellt. 2 Der Rückzug einer RechtsvorkehrEingabe wird ihrer Abweisung gleichgestellt.

3 Wer durch pflichtwidriges Verhalten im Verfahren, verspätetes Vorbringen von 
Tatsachen und Beweismitteln oder sonst wie unnötige Kosten verursacht, hat 
diese zu bezahlen.

§  202
7. Klagefälle

1 In Klagefällen kann das Kantonsgericht ohne Rücksicht auf den Prozessaus-
gang die Verfahrenskosten ganz oder teilweise dem Kläger auferlegen, wenn er 
die Klage eingereicht hat, ohne vorher die Klageanträge dem Beklagten vor-
schriftsgemäss anzuzeigen (§ 164), oder wenn ihm das Urteil nicht erheblich 
mehr zuspricht, als ihm der Beklagte vor Prozessbeginn angeboten hat.

1 In Klagefällen kann das Kantonsgericht ohne Rücksicht auf den Prozessaus-
gang die Verfahrenskosten ganz oder teilweise dem Kläger oder der Klägerin 
auferlegen, wenn er oder sie die Klage eingereicht hat, ohne vorher die Klagean-
träge dem oder der Beklagten vorschriftsgemäss anzuzeigen (§ 164), oder wenn 
ihm das Urteil nicht erheblich mehr zuspricht, als ihm der oder die Beklagte vor 
Prozessbeginn angeboten hat.
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2 Im übrigen werden die Verfahrenskosten wie im Rechtsmittelverfahren verlegt.

§  204
9. Unentgeltliche Rechtspflege

1 Die Behörde befreit eine bedürftige Partei auf ihr begründetes Gesuch ganz 
oder teilweise von der Kosten- und Vorschusspflicht.

2 Wenn die Art der Streitsache es rechtfertigt, weist die Behörde einer bedürftigen 
Partei auf begründetes Gesuch hin einen nach dem Anwaltsgesetz zur Parteiver-
tretung zugelassenen Anwalt zu.

2 Wenn die Art der Streitsache es rechtfertigt, weist die Behörde einer bedürftigen 
Partei auf begründetes Gesuch hin einen Anwalt oder eine Anwältin, der oder die 
nach dem Anwaltsgesetz zur Parteivertretung zugelassenen Anwaltzugelassen 
ist, zu.

3 Die amtlichen Kosten und die Anwaltskosten gehen, soweit keine Gegenpar-
tei dafür aufkommt, zulasten des Gemeinwesens.

4 Eine Partei, der die unentgeltliche Rechtspflege gewährt wurde, ist zur Nach-
zahlung der Kosten gemäss Absatz 3 verpflichtet, sobald sie dazu in der Lage ist. 
Ausgenommen sind das Opfer und seine Angehörigen gemäss Artikel 30 Absatz 
3 des Bundesgesetzes über die Hilfe an Opfer von Straftaten (Opferhilfegesetz) 
vom 23. März 200712.

5 Der Anspruch des Gemeinwesens auf Nachzahlung verjährt zehn Jahre nach 
Abschluss des Verfahrens.

§  205a
11. Prozessführung des Kantons

1 Die Inkassostelle kann mit Ermächtigung des Kantonsgerichtes oder des zu-
ständigen Departements die im Zusammenhang mit der Betreibung einer Kosten-
forderung erforderlichen Prozesse führen.

2 Das Kantonsgericht oder das zuständige Departement kann die Prozessführung 
einer anderen Amtsstelle oder einem nach dem Anwaltsgesetz zur Parteivertre-
tung zugelassenen Anwalt übertragen.

2 Das Kantonsgericht oder das zuständige Departement kann die Prozessführung 
einer anderen Amtsstelle oder einem Anwalt oder einer Anwältin, der oder die 
nach dem Anwaltsgesetz zur Parteivertretung zugelassenen Anwaltzugelassen 
ist, übertragen.

12 SR 312.5

https://db.clex.ch/link/Bund/312.5/de
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§  207
2. Schuldbetreibung

1 Die berechtigten Gemeinwesen und Privaten lassen Entscheide, die den Pflich-
tigen zu Zahlungen oder Sicherheitsleistungen verpflichten, durch Schuldbetrei-
bung vollstrecken.

1 Die berechtigten Gemeinwesen und Privaten lassen Entscheide, die den Pflich-
tigen oder die Pflichtige zu Zahlungen oder Sicherheitsleistungen verpflichten, 
durch Schuldbetreibung vollstrecken.

2 Rechtskräftige Entscheide nach den Vorschriften dieses Gesetzes sind voll-
streckbaren gerichtlichen Urteilen nach Artikel 80 Absatz 2 des Bundesgesetzes 
über Schuldbetreibung und Konkurs13 gleichgestellt.

§  211
4. Strafverfolgung

1 Wird jemand durch einen Entscheid zu einem bestimmten Verhalten (Handeln, 
Dulden, Unterlassen) verpflichtet, so kann ihm die entscheidende Behörde für 
den Fall des Ungehorsams nach Artikel 292 des Schweizerischen Strafgesetzbu-
ches Busse androhen. Die gleiche Befugnis steht der Vollstreckungsbehörde zu.

1 Wird jemand durch einen Entscheid zu einem bestimmten Verhalten (Handeln, 
Dulden, Unterlassen) verpflichtet, so kann ihm oder ihr die entscheidende Behör-
de für den Fall des Ungehorsams nach Artikel 292 des Schweizerischen Strafge-
setzbuches Busse androhen. Die gleiche Befugnis steht der Vollstreckungsbe-
hörde zu.

2 Vorbehalten bleiben andere Strafbestimmungen, welche die Widerhandlung ge-
gen den Entscheid mit Strafe bedrohen.

3 Die Vollstreckungsbehörde stellt nötigenfalls Strafanzeige oder Strafklage.

§  212
5. Ersatzvornahme, unmittelbarer Zwang
a. Einleitung

1 Die in § 209 bezeichnete Behörde leitet die Ersatzvornahme oder den unmittel-
baren Zwang ein und besorgt, auch auf Ersuchen einer anderen Behörde oder 
eines berechtigten Privaten, die Vollstreckung.

1 Die in § 209 bezeichnete Behörde leitet die Ersatzvornahme oder den unmittel-
baren Zwang ein und besorgt, auch auf Ersuchen einer anderen Behörde oder 
eines berechtigten oder einer berechtigten Privaten, die Vollstreckung.

§  213
b. Vorgehen

1 Die Behörde prüft, ob der Entscheid richtig eröffnet wurde und vollstreckbar ist.

13 SR 281.1

https://db.clex.ch/link/Bund/281.1/de
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2 Bevor die Behörde eine Ersatzvornahme oder unmittelbaren Zwang anordnet, 
droht sie dem Pflichtigen die Zwangsmassnahme an und setzt ihm eine ange-
messene Frist zur Erfüllung; sie kann damit die Strafandrohung nach Artikel 292 
des Schweizerischen Strafgesetzbuches verbinden.

2 Bevor die Behörde eine Ersatzvornahme oder unmittelbaren Zwang anordnet, 
droht sie dem oder der Pflichtigen die Zwangsmassnahme an und setzt ihm eine 
angemessene Frist zur Erfüllung; sie kann damit die Strafandrohung nach Artikel 
292 des Schweizerischen Strafgesetzbuches verbinden.

3 Die Behörde kann ohne Androhung die Ersatzvornahme oder unmittelbaren 
Zwang anordnen, wenn die Umstände es erfordern oder wenn der Entscheid das 
Zwangsmittel selbst androht und die eingeräumte Erfüllungsfrist abgelaufen ist.

§  215
d. Kosten

1 Die Behörde setzt die vom Pflichtigen für die Vollstreckung zu vergütenden amt-
lichen Kosten (§ 193 Abs. 2) fest.

1 Die Behörde setzt die vomvon dem oder der Pflichtigen für die Vollstreckung zu 
vergütenden amtlichen Kosten (§ 193 Abs. 2) fest.

2 Gegen den Kostenentscheid kann der Pflichtige beim Kantonsgericht Be-
schwerde führen.

2 Gegen den Kostenentscheid kann der oder die Pflichtige beim Kantonsgericht 
Beschwerde führen.

3 Mit Ausnahme von Kanton und Gemeinden haben die Gemeinwesen sowie Pri-
vate die Vollstreckungskosten zu vergüten unter Vorbehalt des Rückgriffs auf 
den Pflichtigen.

3 Mit Ausnahme von Kanton und Gemeinden haben die Gemeinwesen sowie Pri-
vate die Vollstreckungskosten zu vergüten unter Vorbehalt des Rückgriffs auf 
den Pflichtigen oder die Pflichtige.

4 Von Privaten kann die Behörde einen Kostenvorschuss verlangen.

II.

1.
Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer 
vom 14. September 2009 (Stand 1. Januar 2020) wird wie folgt geändert:

§  12
Mündliche Verhandlung

1 Die inhaftierte Person und ein Vertreter oder eine Vertreterin des Amtes für Mi-
gration haben an der Verhandlung zu erscheinen. Für die Zuführung der inhaf-
tierten Person ist die Luzerner Polizei besorgt.
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2 Die Vorschriften über den Einsatz von elektronischen Mitteln zur Ton- und Bild-
übertragung des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 3. Juli 197214 
gelten sinngemäss.

§  18
Verfahren

1 Das Amt für Migration kann Ausländerinnen und Ausländern das Verlassen ei-
nes zugewiesenen Gebietes oder das Betreten eines bestimmten Gebietes ver-
bieten. Die betroffene Person ist vorgängig anzuhören. Die Bestimmungen von § 
9 sind sinngemäss anzuwenden.

1 Das Amt für Migration kann Ausländerinnen und Ausländern das Verlassen ei-
nes zugewiesenen Gebietes oder das Betreten eines bestimmten Gebietes ver-
bieten. Die betroffeneDer betroffenen Person ist vorgängig anzuhörendas rechtli-
che Gehör zu gewähren. Die Bestimmungen von § 9 sind sinngemäss anzuwen-
den.

2 Eine Beschwerde gegen diese Verfügung ist innert 30 Tagen seit Zustellung 
beim Amt für Migration einzureichen.

3 Dieses leitet die Beschwerde mit seiner Stellungnahme unverzüglich an die 
richterliche Behörde weiter.

4 Die richterliche Behörde entscheidet aufgrund der Akten. Eine mündliche Ver-
handlung kann angeordnet werden.

5 Der Entscheid wird schriftlich zugestellt. 5 Der Entscheid wird schriftlich zugestellteröffnet.

§  24
Verfahren

1 Soweit das Bundesrecht und dieses Gesetz nichts Abweichendes regeln, richtet 
sich das Verfahren nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege.

1 Soweit das Bundesrecht und dieses Gesetz nichts Abweichendes regeln, richtet 
sich das Verfahren nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG) 
vom 3.     Juli 1972  .

2.
Gesetz über die Organisation von Regierung und Verwaltung (Organisationsge-
setz, OG) vom 13. März 1995 (Stand 1. Januar 2026) wird wie folgt geändert:

§  5
Zirkulationsbeschlüsse

14 SRL Nr. 40. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.

https://srl.lu.ch/data/40/de
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1 In dringenden Angelegenheiten können Beschlüsse auf dem Zirkulationsweg 
gefasst werden. Zu ihrer Gültigkeit müssen sie von wenigstens drei Mitgliedern 
des Regierungsrates unterzeichnet sein.

1 In dringenden Angelegenheiten können Beschlüsse auf dem Zirkulationsweg 
gefasst werden. Zu ihrer Gültigkeit müssen sie von ihnen wenigstens drei Mitglie-
dern des Regierungsrates unterzeichnet seinzustimmen.

2 Jedes Mitglied des Regierungsrates kann verlangen, dass ein in Zirkulation ge-
gebenes Geschäft unverzüglich an einer Sitzung behandelt wird.

3.
Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EGZGB) vom 20. No-
vember 2000 (Stand 1. Januar 2022) wird wie folgt geändert:

§  13d
Gerichtliche Beurteilung

1 Die weggewiesene Person kann innert fünf Tagen seit Eröffnung der Verfügung 
der Polizei das Zwangsmassnahmengericht anrufen.

1 Die weggewiesene Person kann innert fünf Tagen seit Eröffnung der Verfügung 
der Polizei das Beschwerde beim Zwangsmassnahmengericht anrufenerheben.

2 Das Gericht stellt den Sachverhalt von Amtes wegen fest.

3 Es entscheidet innert vier Arbeitstagen.

4 Es teilt den Entscheid den Parteien sowie der Polizei, der Staatsanwaltschaft 
und, soweit nötig, der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde schriftlich mit.

§  13e
Verfügung des Staatsanwalts oder der Staatsanwältin

1 Der zuständige Staatsanwalt oder die zuständige Staatsanwältin kann die weg-
gewiesene Person mit Verfügung anweisen, eine bestimmte Anzahl Beratungs-
stunden über den Umgang mit Gewalt zu absolvieren. Die Polizei ist antragsbe-
rechtigt.

2 Die weggewiesene Person kann gegen die Verfügung des zuständigen Staats-
anwalts oder der zuständigen Staatsanwältin das Zwangsmassnahmengericht 
anrufen.

2 Die weggewiesene Person kann gegen die Verfügung des zuständigen Staats-
anwalts oder der zuständigen Staatsanwältin das Beschwerde beim Zwangs-
massnahmengericht anrufenerheben.

§  27
Verweigerung der Zustimmung zur Eheschliessung oder zur Eintragung der Partnerschaft, Rechtsschutz
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1 Verweigert die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche Vertreter die Zustim-
mung zur Eheschliessung oder zur Eintragung der Partnerschaft, kann die betrof-
fene Person innert 20 Tagen das für ihren Wohnsitz zuständige Bezirksgericht 
anrufen.

1 Verweigert die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche Vertreter die Zustim-
mung zur Eheschliessung oder zur Eintragung der Partnerschaft, kann die betrof-
fene Person innert 20 Tagen an das für ihren Wohnsitz zuständigezuständigen 
Bezirksgericht anrufeneine Eingabe richten.

4.
Gesetz über die Organisation der Gerichte und Behörden in Zivil-, Straf- und ver-
waltungsgerichtlichen Verfahren (Justizgesetz, JusG) vom 10. Mai 2010 (Stand 
1. Januar 2026) wird wie folgt geändert:

§  6a
Elektronische Aktenführung und Übertragung von Einsendungen in elektronisches Format

1 Die Behörden führen ihre Akten in elektronischer Form. Sie übertragen physisch 
eingereichte Dokumente, soweit sie sich dafür eignen, in ein elektronisches Da-
teiformat oder lassen diese durch Dritte übertragen.

2 Bei der Übertragung in ein elektronisches Dateiformat ist nach dem Stand der 
Technik sicherzustellen, dass das elektronische Dokument mit dem Papierdoku-
ment übereinstimmt und dass es nicht verändert werden kann, ohne dass sich 
dies feststellen lässt.

3 Das Kantonsgericht regelt das Nähere in einer Verordnung, insbesondere die 
Zuständigkeiten, die Anforderungen an beauftragte Dritte, die Informations- und 
Datensicherheit sowie die Aufbewahrung, Rückgabe, Vernichtung und Löschung 
der Papierdokumente und der elektronisch erfassten Daten.

5.
Gesetz über den Justizvollzug (JVG) vom 14. September 2015 (Stand 1. Sep-
tember 2021) wird wie folgt geändert:

6 Disziplinarrecht und Rechtsschutz 6 Disziplinarrecht und RechtsschutzVerfahren

6.2 Rechtsschutz 6.2 Verfahrensrecht und Rechtsschutz

§  41a
Anwendbares Verfahrensrecht
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1 Soweit das Bundesrecht und dieses Gesetz nichts Abweichendes regeln, richtet 
sich das Verfahren nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege.

6.
Steuergesetz (StG) vom 22. November 1999 (Stand 1. Juni 2025) wird wie folgt 
geändert:

§  170
Revisionsgesuch

1 Zur Einreichung eines Revisionsgesuches sind die steuerpflichtige Person und 
die Dienststelle Steuern des Kantons berechtigt.

2 Im Revisionsgesuch sind namentlich der Revisionsgrund und die rechtzeitige 
Einreichung nachzuweisen und die Anträge für den Fall eines neuen Sachent-
scheids zu stellen.

3 Dem Revisionsgesuch sind die notwendigen Beweismittel beizulegen oder, 
wenn dies nicht möglich ist, genau zu bezeichnen.

3 Dem Zusammen mit dem Revisionsgesuch sind die notwendigen Beweismittel 
beizulegeneinzureichen oder, wenn dies nicht möglich ist, genau zu bezeichnen.

7.
Enteignungsgesetz (EntG) vom 29. Juni 1970 (Stand 1. März 2024) wird wie folgt 
geändert:

§  13
2. Auf Begehren des Enteigners oder der Enteignerin

1 Der Enteigner oder die Enteignerin kann die Enteignung des Ganzen verlangen, 
wenn bei Teilenteignungen die Entschädigung mindestens vier Fünftel des 
Grundstückwertes ausmacht und der Enteignung keine wesentlichen Gründe ent-
gegenstehen.

2 Das Begehren ist bei der Schätzungskommission durch Verlangen einer dop-
pelten Schätzung (§ 47 Abs. 1) zu stellen; es kann auch noch bei der Weiterzie-
hung des Entscheides der Schätzungskommission gestellt werden.
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3 Der Enteigner oder die Enteignerin hat innert 30 Tagen nach rechtskräftiger 
Festsetzung der Entschädigung dem oder der Enteigneten mit eingeschriebenem 
Brief die Wahl der Teilenteignung oder der Enteignung des Ganzen mitzuteilen.

3 Der Enteigner oder die Enteignerin hat innert 30 Tagen nach rechtskräftiger 
Festsetzung der Entschädigung dem oder der Enteigneten mit eingeschriebenem 
Brief oder auf andere Weise gegen Empfangsbestätigung die Wahl der Teilent-
eignung oder der Enteignung des Ganzen mitzuteilen.

§  15
VIII. Verzicht

1 Der Enteigner oder die Enteignerin kann innert 30 Tagen nach rechtskräftiger 
Festsetzung der Entschädigung mit eingeschriebenem Brief gegenüber dem oder 
der Enteigneten auf den Vollzug der Enteignung verzichten, sofern keine vorzeiti-
ge Besitzeseinweisung erfolgt ist. Auf Begehren des Enteigners oder der Enteig-
nerin kann der Präsident oder die Präsidentin der Schätzungskommission die 
Frist unter Anzeige an die Enteigneten erstrecken.

1 Der Enteigner oder die Enteignerin kann innert 30 Tagen nach rechtskräftiger 
Festsetzung der Entschädigung mit eingeschriebenem Brief oder auf andere 
Weise gegen Empfangsbestätigung gegenüber dem oder der Enteigneten auf 
den Vollzug der Enteignung verzichten, sofern keine vorzeitige Besitzeseinwei-
sung erfolgt ist. Auf Begehren des Enteigners oder der Enteignerin kann der Prä-
sident oder die Präsidentin der Schätzungskommission die Frist unter Anzeige an 
die Enteigneten erstrecken.

2 Der Enteigner oder die Enteignerin hat dem oder der Enteigneten den aus dem 
Verzicht entstandenen Schaden zu ersetzen. Die Entschädigungsklage ist bei 
der Schätzungskommission anzubringen; sie verjährt nach Ablauf eines Jahres 
seit der Verzichtserklärung.

3 Der oder die Enteignete kann die im Grundbuch vorgemerkte Verfügungsbe-
schränkung gegen Vorweisung der Verzichtserklärung löschen lassen.

§  25
I. Vorbereitende Handlungen

1 Handlungen, die zur Vorbereitung eines Werkes, für das die Enteignung ver-
langt werden kann, unumgänglich notwendig sind (Begehungen, Planaufnahmen, 
Bodenproben, Aussteckungen, Vermessungen usw.), müssen mindestens 10 Ta-
ge vor der Vornahme dem Eigentümer oder der Eigentümerin mit eingeschriebe-
nem Brief angezeigt werden.

1 Handlungen, die zur Vorbereitung eines Werkes, für das die Enteignung ver-
langt werden kann, unumgänglich notwendig sind (Begehungen, Planaufnahmen, 
Bodenproben, Aussteckungen, Vermessungen usw.), müssen mindestens 10 Ta-
ge vor der Vornahme dem Eigentümer oder der Eigentümerin mit eingeschriebe-
nem Brief oder auf andere Weise gegen Empfangsbestätigung angezeigt wer-
den.

2 Soweit nicht der Kanton Enteigner ist, dürfen solche Handlungen wider den Wil-
len des Eigentümers oder der Eigentümerin nur mit Bewilligung des Bau-, Um-
welt- und Wirtschaftsdepartementes15 vorgenommen werden, das eine angemes-
sene Sicherheitsleistung verlangen kann.
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3 Der durch diese Handlungen entstandene Schaden ist zu ersetzen. Im Streitfal-
le wird die Entschädigung im Schätzungsverfahren nach dem Enteignungsgesetz 
festgesetzt. Allfällige Schadenersatzforderungen sind bei der Schätzungskom-
mission einzureichen. Solche Forderungen verjähren innert Jahresfrist seit 
Kenntnis des Schadens, spätestens aber nach Ablauf von fünf Jahren seit dem 
schädigenden Ereignis.

§  26
II. Enteignungsgesuch, Unterlagen

1 Das Gesuch um Erteilung des Enteignungsrechtes ist zuhanden des Regie-
rungsrates beim Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement einzureichen.

2 Dem Gesuch sind beizulegen: 2 Dem Mit dem Gesuch sind beizulegeneinzureichen:

a. die Projektpläne, aus denen Zweck, Art, Umfang und Lage des Werkes ersicht-
lich sind;

b. der Enteignungsplan (Auszug aus dem nachgeführten Grundbuchplan bezie-
hungsweise vom Grundbuchgeometer oder von der Grundbuchgeometerin aus-
gefertigter Situationsplan), aus dem hervorgeht, welche Grundstücke und in 
welcher Weise sie vom Enteigner oder von der Enteignerin beansprucht wer-
den;

c. das Enteignungsverzeichnis, in dem alle aus dem Grundbuch ersichtlichen 
oder dem Enteigner oder der Enteignerin sonst wie bekannten betroffenen 
Grundeigentümerinnen oder Grundeigentümer, Dienstbarkeitsberechtigten, In-
haberinnen oder Inhaber vorgemerkter persönlicher Rechte sowie Mieterinnen 
und Mieter und Pächterinnen und Pächter enthalten sind und für alle angege-
ben ist, welche Rechte und in welchem Ausmasse sie durch die Enteignung be-
ansprucht werden.

3 Wenn gleichzeitig die von den interessierten Grundeigentümern für die Erstel-
lung des öffentlichen Werkes zu leistenden Beiträge festgesetzt werden sollen, 
so ist auch ein Verzeichnis der Grundstücke beizulegen, die für die Leistung von 
Beiträgen in Aussicht genommen sind.

3 Wenn gleichzeitig die von den interessierten Grundeigentümern für die Erstel-
lung des öffentlichen Werkes zu leistenden Beiträge festgesetzt werden sollen, 
so ist auch ein Verzeichnis der Grundstücke beizulegeneinzureichen, die für die 
Leistung von Beiträgen in Aussicht genommen sind.

15 Gemäss Änderung des Organisationsgesetzes vom 17. Februar 2003, in Kraft seit dem 1. Juli 2003 (G 2003 89), wurde in den §§ 25–28, 32, 34 und 35 die Bezeichnung «Baudepartement» durch «Bau-, 
Umwelt- und Wirtschaftsdepartement» ersetzt.
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4 Das Gesuch und die Beilagen sind für jede Gemeinde, deren Gebiet von der 
Enteignung berührt wird, im Doppel einzureichen.

4 Das Wird das Gesuch in Papierform eingereicht, sind das Gesuch und die Bei-
lagen sind für jede Gemeinde, deren Gebiet von der Enteignung berührt wird, im 
Doppel einzureichen.

5 Vorbehalten bleibt § 37 Absatz 1 für die Fälle, in denen vorerst bloss die grund-
sätzliche Frage der Erteilung des Enteignungsrechtes abgeklärt werden will.

§  30
2. Persönliche

1 Die Gemeinde hat gleichzeitig allen im Enteignungsverzeichnis aufgeführten In-
haberinnen und Inhabern von zu enteignenden Rechten mit eingeschriebenem 
Brief ein Doppel der öffentlichen Bekanntmachung und den sie betreffenden Aus-
zug aus dem Enteignungsverzeichnis zuzustellen.

1 Die Gemeinde hat gleichzeitig allen im Enteignungsverzeichnis aufgeführten In-
haberinnen und Inhabern von zu enteignenden Rechten mit eingeschriebenem 
Brief ein Doppelschriftlich eine Kopie der öffentlichen Bekanntmachung und den 
sie betreffenden Auszug aus dem Enteignungsverzeichnis zuzustellen.

§  42
II. Gemeinsame Vorschriften
1. Anzahl Rechtsschriften

1 Die Rechtsschriften sind in je einer Ausfertigung für die Schätzungsbehörde 
und für jede Gegenpartei einzureichen. Haben mehrere Gegenparteien den glei-
chen Vertreter bestimmt, so genügt für sie eine einzige Ausfertigung.

1 Die Rechtsschriften Bei der Einreichung in Papierform sind die Rechtsschriften 
in je einer Ausfertigungeinem Exemplar für die Schätzungsbehörde und für jede 
Gegenpartei einzureichen. Haben mehrere Gegenparteien den gleichen Vertreter 
bestimmt, so genügt für sie eine einzige Ausfertigungeinziges Exemplar.

§  48
7. Entscheid

1 Die Schätzungsbehörden sind nicht an die Anträge der Parteien gebunden. Sie 
schätzen auch ohne Anmeldung betroffene Rechte, die sich aus dem Enteig-
nungsverzeichnis ergeben oder sonstwie offenkundig sind. Dem Entscheid dür-
fen bloss Tatsachen zugrunde gelegt werden, zu denen die interessierten Partei-
en sich mündlich oder schriftlich haben äussern können.

2 Der Entscheid hat die Wirkung eines gerichtlichen Urteils.

3 Die Ausfertigung soll enthalten: 3 Die Ausfertigung soll enthaltenDer Entscheid enthält folgende Angaben:

a. die Namen der mitwirkenden Richterinnen und Richter und Parteien; a. die Namen der mitwirkenden Richterinnen und Richter und Parteien;
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a.bis die Parteien und Parteivertreterinnen und -vertreter;

b. die Anträge der Parteien;

c. den Sachverhalt;

d. die Erwägungen;

e. den Rechtsspruch, wobei die in § 18 aufgezählten Bestandteile ziffernmässig 
genau auseinanderzuhalten sind und anzugeben ist, in welchem Umfange sie 
bereits vor der Vermarkung und Vermessung zu bezahlen sind;

f. die Rechtsmittelbelehrung;

g. das Datum sowie die Unterschrift des Präsidenten oder der Präsidentin und 
des Sekretärs oder der Sekretärin;

g. das Datum des Entscheides sowie die Unterschrift des Präsidenten oder der 
Präsidentin Namen und des Sekretärs die elektronische Signatur gemäss § 26d 
Absatz 2 VRG oder der Sekretärinauf Papier die Unterschrift;

h. das Zustellungsdatum. h. das ZustellungsdatumVersanddatum, sofern es sich nicht aus der elektroni-
schen Übermittlung ergibt.

§  53
3. Anmeldung von Entschädigungsforderungen und weiteren Begehren
a. Persönliche Aufforderung

1 Sind die Voraussetzungen für die Durchführung des Schätzungsverfahrens ge-
geben, so setzt der Präsident oder die Präsidentin der Schätzungskommission 
den von der Enteignung Betroffenen mit eingeschriebenem Brief eine Frist von 
30 Tagen, innert der bei ihm oder ihr anzumelden sind:

1 Sind die Voraussetzungen für die Durchführung des Schätzungsverfahrens ge-
geben, so setzt der Präsident oder die Präsidentin der Schätzungskommission 
den von der Enteignung Betroffenen mit eingeschriebenem Brief eine Frist von 
30 Tagen, innert der bei ihm oder ihr anzumelden sind:

a. Entschädigungsansprüche für die Enteignung oder Einräumung von Rechten, 
für Minderwert und für den aus der Enteignung sonst entstehenden Schaden;

b. Begehren um Ausdehnung der Enteignung;

c. Begehren um Sachleistung.
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2 In der Aufforderung ist auf die in den §§ 48 Absatz 1 und 55 enthaltenen 
Rechtsfolgen ausdrücklich aufmerksam zu machen. Es ist ferner anzugeben, wo 
das Enteignungsgesuch samt Beilagen während der Anmeldefrist eingesehen 
werden kann.

3 Vermieterinnen und Vermieter und Verpächterinnen und Verpächter sind in der 
Aufforderung unter Hinweis auf ihre Schadenersatzpflicht anzuweisen, ihren Mie-
terinnen und Mietern und Pächterinnen und Pächtern von der Fristansetzung un-
verzüglich Mitteilung zu machen, sofern durch die Enteignung in Miet- und Pacht-
verhältnisse eingegriffen wird, die nicht im Grundbuch vorgemerkt sind (§ 31).

§  55
4. Nachträgliche Anmeldung

1 Entschädigungsansprüche sowie Begehren auf Ausdehnung der Enteignung 
und um Sachleistung können auch nach Ablauf der Eingabefrist und nach Durch-
führung des Schätzungsverfahrens noch angemeldet werden:

a. wenn ein Berechtigter oder eine Berechtigte den Nachweis leistet, dass ihm 
oder ihr oder seinem oder ihrem Vertreter oder seiner oder ihrer Vertreterin die 
Anmeldung seiner oder ihrer Ansprüche wegen unverschuldeter Hindernisse 
nicht möglich war;

b. wenn der Bestand eines Rechtes dem oder der Berechtigten nachweislich erst 
später zur Kenntnis gelangt;

c. wenn vom Enteigner oder von der Enteignerin entgegen dem Enteignungsge-
such und den Unterlagen ein Recht in Anspruch genommen oder geschmälert 
wird;

d. wenn eine im Zeitpunkt der Planauflage nicht oder noch nicht nach ihrem Um-
fang vorauszusehende Schädigung des oder der Enteigneten sich erst beim 
Bau oder nach Erstellung des Werkes oder als Folge seines Gebrauches ein-
stellt.

2 Die Entschädigungsansprüche und weiteren Begehren sind verwirkt, wenn sie 
nicht binnen drei Monaten seit Wegfall des Hinderungsgrundes (Abs. 1a) oder 
seit Kenntnis (Abs. 1b–d) angemeldet werden. Vorbehalten bleibt Absatz 3.
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3 Entschädigungsansprüche aus übermässigen Einwirkungen sind spätestens 
binnen einem Jahre, seitdem die Betroffenen von der Beeinträchtigung ihrer 
Rechte sichere Kenntnis hatten, anzumelden.

4 Nachträgliche Entschädigungsansprüche und weitere Begehren können auch 
angemeldet werden, wenn ein Enteignungsverfahren nicht oder nicht gegen den 
Geschädigten oder die Geschädigte durchgeführt worden ist.

5 Die nachträglichen Entschädigungsansprüche und weiteren Begehren sind mit 
eingeschriebenem Brief beim Präsidenten oder der Präsidentin der Schätzungs-
kommission anzumelden.

5 Die nachträglichen Entschädigungsansprüche und weiteren Begehren sind mit 
eingeschriebenem Briefschriftlich beim Präsidenten oder der Präsidentin der 
Schätzungskommission anzumelden.

§  56
5. Schätzungsverhandlung
a. Vorladung

1 Der Präsident oder die Präsidentin der Schätzungskommission lädt die Parteien 
mit eingeschriebenem Brief mindestens 20 Tage vorher zur Schätzungsverhand-
lung vor. Die Parteien sind in der Vorladung darauf aufmerksam zu machen, 
dass die Verhandlung auch in ihrer Abwesenheit stattfindet.

1 Der Präsident oder die Präsidentin der Schätzungskommission lädt die Parteien 
mit eingeschriebenem Brief mindestens 20 Tage vorher zur Schätzungsverhand-
lung vor. Die Parteien sind in der Vorladung darauf aufmerksam zu machen, 
dass die Verhandlung auch in ihrer Abwesenheit stattfindet.

2 Vorgeladen werden auch die von der Enteignung Betroffenen, die keine Einga-
be gemacht haben, deren Rechte aber aus dem Enteignungsverzeichnis hervor-
gehen.

3 Den Grundpfand-, Grundlast- und Nutzniessungsberechtigten wird das Erschei-
nen freigestellt; sie sind aber darauf aufmerksam zu machen, dass, wenn sie 
nicht erscheinen, der Eigentümer oder die Eigentümerin berechtigt ist, über die 
Entschädigung eine auch für sie verbindliche Vereinbarung abzuschliessen.

§  66
2. Amtliches Verteilungsverfahren
a. Einleitung

1 Können sich die Beteiligten innert einer vom Grundbuchverwalter oder von der 
Grundbuchverwalterin anzusetzenden Frist über die Auszahlung der Entschädi-
gung nicht einigen, so verteilt der Grundbuchverwalter oder die Grundbuchver-
walterin die Entschädigung nach den folgenden Vorschriften.
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2 Der Grundbuchverwalter oder die Grundbuchverwalterin fordert alle Grund-
pfand-, Grundlast- und Nutzniessungsberechtigten durch öffentliche Bekanntma-
chung auf, innert 30 Tagen ihre Ansprüche, auch für Zinsen und Kosten, unter 
Beilage der Urkunden anzumelden. Die Aufforderung ist mit der Androhung zu 
verbinden, dass die Nichtangemeldeten von der Verteilung insoweit ausgeschlos-
sen werden, als ihre Rechte nicht aus den öffentlichen Büchern ersichtlich sind, 
und dass die Betreffnisse bis zur Einreichung der Urkunden hinterlegt werden.

3 Den aus dem Grundbuch ersichtlichen Berechtigten werden, wenn sie einen be-
kannten Wohnsitz oder in der Schweiz einen Vertreter oder eine Vertreterin ha-
ben, mit eingeschriebenem Brief Abzüge der Bekanntmachung zugestellt.

3 Den aus dem Grundbuch ersichtlichen Berechtigten werden, wenn sie einen be-
kannten Wohnsitz oder in der Schweiz einen Vertreter oder eine Vertreterin ha-
ben, mit eingeschriebenem Brief Abzüge der Bekanntmachung zugestellt.

4 Sofern die Beteiligten genau bestimmbar sind, kann die Fristansetzung durch 
persönliche Mitteilung mit eingeschriebenem Brief erfolgen.

4 Sofern die Beteiligten genau bestimmbar sind, kann die Fristansetzung durch 
persönliche Mitteilung mit eingeschriebenem Briefan sie schriftlich erfolgen.

§  68
3. Grundbuch- und Titelbereinigung

1 Das Grundbuchamt nimmt nach der Verteilung die notwendigen Abänderungen 
und Löschungen im Grundbuch sowie die Berichtigung oder die Entkräftung der 
Pfandtitel vor.

2 Ist ein Pfandtitel nicht eingereicht worden, so werden die erforderlichen Ände-
rungen und Löschungen im Grundbuch trotzdem vorgenommen und den Beteilig-
ten durch öffentliche Bekanntmachung und, wenn deren Name und Wohnort be-
kannt sind, auch durch eingeschriebenen Brief zur Kenntnis gebracht mit der An-
zeige, dass die Veräusserung oder Verpfändung des Titels ohne Berücksichti-
gung des Ausfalles strafbar ist.

2 Ist ein Pfandtitel nicht eingereicht worden, so werden die erforderlichen Ände-
rungen und Löschungen im Grundbuch trotzdem vorgenommen und den Beteilig-
ten durch öffentliche Bekanntmachung und, wenn deren Name und Wohnort be-
kannt sind, auch durch eingeschriebenen Briefschriftlich zur Kenntnis gebracht 
mit der Anzeige, dass die Veräusserung oder Verpfändung des Titels ohne Be-
rücksichtigung des Ausfalles strafbar ist.

§  71
III. Anzeige an den Berechtigten

1 Der Enteigner oder die Enteignerin hat dem oder der Rückforderungsberechtig-
ten unter Schadenersatzfolge mit eingeschriebenem Brief anzuzeigen, wenn er 
oder sie das enteignete Recht veräussern oder zu einem Zwecke verwenden will, 
für den das Enteignungsrecht nicht gegeben ist.

1 Der Enteigner oder die Enteignerin hat dem oder der Rückforderungsberechtig-
ten unter Schadenersatzfolge mit eingeschriebenem Brief oder auf andere Weise 
gegen Empfangsbestätigung anzuzeigen, wenn er oder sie das enteignete Recht 
veräussern oder zu einem Zwecke verwenden will, für den das Enteignungsrecht 
nicht gegeben ist.
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2 Wo das Rückforderungsrecht im Grundbuch angemerkt ist, hat das Grund-
buchamt dem Berechtigten von der Veräusserung des enteigneten Rechtes Mit-
teilung zu machen.

§  79
IV. Frist

1 Entschädigungsforderungen sind innert 10 Jahren seit Inkrafttreten der 
Eigentumsbeschränkung beim Präsidenten oder bei der Präsidentin der Schät-
zungskommission mit eingeschriebenem Brief anzumelden und zu begründen; 
das Gemeinwesen kann diese Frist auf Gesuch des betroffenen Grundeigentü-
mers oder der betroffenen Grundeigentümerin verlängern.

1 Entschädigungsforderungen sind innert 10 Jahren seit Inkrafttreten der 
Eigentumsbeschränkung beim Präsidenten oder bei der Präsidentin der Schät-
zungskommission mit eingeschriebenem Briefschriftlich anzumelden und zu be-
gründen; das Gemeinwesen kann diese Frist auf Gesuch des betroffenen Grund-
eigentümers oder der betroffenen Grundeigentümerin verlängern.

2 Das Gemeinwesen kann das Bestehen oder Nichtbestehen einer Entschädi-
gungspflicht sowie die Höhe der Entschädigung jederzeit von sich aus feststellen 
lassen.

§  85
I. Zustellungen

1 Die in diesem Gesetz vorgesehenen amtlichen Zustellungen haben mit einge-
schriebenem Brief zu erfolgen.

1 Die in diesem Gesetz vorgesehenen amtlichen Zustellungen haben mit einge-
schriebenem Brief schriftlich zu erfolgen. Es gelten die Formvorschriften des Ver-
waltungsrechtspflegegesetzes.

2 Wohnt der Empfänger oder die Empfängerin nicht in der Schweiz und hat er 
oder sie daselbst trotz Aufforderung keinen Vertreter oder keine Vertreterin be-
stellt, oder ist sein oder ihr Aufenthaltsort unbekannt, so wird die zuzustellende 
Urkunde bei der Gemeinde, in deren Gebiet der Gegenstand der Enteignung 
liegt, hinterlegt und dies öffentlich bekanntgemacht; die Fristen beginnen mit der 
Bekanntmachung zu laufen.

2 Wohnt der Empfänger oder die Empfängerin nicht in der Schweiz und hat er 
oder sie daselbst trotz Aufforderung keinen Vertreter oder keine Vertreterin be-
stellt, oder ist sein oder ihr Aufenthaltsort unbekannt und hat er oder sie auch kei-
ne Adresse auf dem für die Behörde massgeblichen elektronischen Übermitt-
lungssystem angegeben, so wird die zuzustellende Urkunde bei der Gemeinde, 
in deren Gebiet der Gegenstand der Enteignung liegt, hinterlegt und dies öffent-
lich bekanntgemacht; die Fristen beginnen mit der Bekanntmachung zu laufen.

8.
Gesetz über den Feuerschutz (FSG) vom 5. November 1957 (Stand 1. Juli 2022) 
wird wie folgt geändert:

§  106
Befreiung von der Ersatzabgabe
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1 Von der Ersatzabgabe ist befreit, wer wegen einer erheblichen körperlichen, 
geistigen oder psychischen Behinderung als dienstuntauglich gilt und im Ersatz-
jahr ein im Kanton Luzern steuerbares Jahreseinkommen von unter 60 000 Fran-
ken erzielt. Bei quellensteuerpflichtigen Personen wird das massgebende steuer-
bare Jahreseinkommen aufgrund einer nachträglichen ordentlichen Veranlagung 
ermittelt.

2 Die Gemeinden können in ihren Feuerwehrreglementen aus dem aktiven Dienst 
ausgeschiedene Feuerwehrleute nach mindestens fünfzehn Dienstjahren von der 
Leistung einer Ersatzabgabe ganz oder teilweise befreien.

3 Die Befreiung von der Ersatzabgabe erfolgt auf Gesuch hin. Das Gesuch um 
Befreiung von der Ersatzabgabe ist schriftlich und begründet bei der Veranla-
gungsbehörde einzureichen. Allfällige Beweismittel sind dem Gesuch beizulegen.

3 Die Befreiung von der Ersatzabgabe erfolgt auf Gesuch hin. Das Gesuch um 
Befreiung von der Ersatzabgabe ist schriftlich und begründet bei der Veranla-
gungsbehörde einzureichen. Allfällige Beweismittel sind zusammen mit dem Ge-
such beizulegeneinzureichen.

4 Zu befreiende Personen haben auf Verlangen der Veranlagungsbehörde alle 
Stellen und Personen, namentlich die IV-Stelle Luzern und die im Kanton Luzern 
ansässigen Träger der obligatorischen Unfallversicherung nach dem Bundesge-
setz über die Unfallversicherung vom 20. März 198116, im Einzelfall schriftlich zu 
denjenigen Auskünften zu ermächtigen, welche für die Abklärung der Befreiung 
von der Ersatzabgabe erforderlich sind.

5 Werden die erforderlichen Beweismittel nach Absatz 3 nicht eingereicht oder 
die erforderlichen Ermächtigungen nach Absatz 4 nicht erteilt, ist der Anspruch 
auf Befreiung von der Ersatzabgabe verwirkt. Die Veranlagungsbehörde hat auf 
die eintretende Verwirkung des Anspruchs hinzuweisen.

III.

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten. Die Änderung unterliegt dem fakul-
tativen Referendum.

16 SR 832.20

https://db.clex.ch/link/Bund/832.20/de
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Luzern, ...

Im Namen des Kantonsrates
 
Der Präsident/Die Präsidentin: ...
Der Staatsschreiber: ...


